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Eine Regulierung  
ruft nach der nächsten

Von Prof. Dr. Peter Ilg 
Leiter Swiss Real Estate Institute der HWZ Hochschule 
für Wirtschaft Zürich und des SVIT

Sehr geehrte Leserin,  
Sehr geehrter Leser
In dieser Ausgabe werden Immobilien-
publikationen auf den beiden Ebenen 
«Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt» 
und «Bau und Betrieb» vorgestellt. Auf 

der Ebene «Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt» werden drei Artikel zum 
Themenschwerpunkt Mietrecht, Verdichtung und Zuwanderung publiziert.  
	 Das aktuelle Mietrecht ist in wichtigen Bereichen, wie der Bestimmung 
der Orts- und Quartiersüblichkeit, aufgrund einer immer restriktiveren 
Rechtsprechung kaum mehr umsetzbar. Entsprechend lauter wird der Ruf 
nach einer Mietrechtsrevision. Hausmann legt in seinem Artikel, basierend  
auf seiner Dissertation, konstruktive Vorschläge für die Ansatzpunkte  
einer Revision vor.  
	 Unter anderem postuliert er die Indexierung der Wohnungsmieten. Dass 
eine Indexierung der Wohnungsmieten die Verdichtung fördern würde, geht 
aus dem Artikel von Weilenmann hervor. Sie erforscht die Treiber der Zersie-
delung der Schweiz. Es stellt sich heraus, dass neben dem Ausbau der privaten 
und öffentlichen Verkehrsinfrastruktur vor allem das Alter der Mieter ein Trei-
ber von hohem Wohnflächenkonsum darstellt. Nach dem Auszug der Kinder 
ziehen beispielsweise Ehepaare nicht in kleinere Wohnungen um, da eine sol-
che kaum günstiger wäre als die alte grosse Wohnung, die sie schon seit vielen 
Jahren bewohnen. Oft wird behauptet, wohlhabende Zuwanderer würden die 
Preise für Wohnimmobilien in die Höhe treiben und Schweizer gar aus begehr-
ten Wohnlagen verdrängen. Häcki untersucht in einer von Wüst und Partner 
ausgezeichneten Masterarbeit diese Hypothese. 
	 Auf der Ebene «Bau und Betrieb» sind uns im letzten halben Jahr vier  
besonders interessante Arbeiten aufgefallen: Rey stellt fest, dass jeder zweite 
Ersatzneubau der Schweiz in der Stadt Zürich stattgefunden hat. Er untersucht 
in seinem Artikel aufgrund der neuesten Statistiken unter anderem, ob in die-
sen Ersatzneubauten mehr oder weniger Personen Platz gefunden haben. 
Ebenfalls mit baulichen Veränderungen befasst sich Müller in seinem Artikel 
zur Umnutzung vom obsoleten Shoppingcenter. Dieses Thema wird aufgrund 
der hohen Dichte an solchen Zentren und vermehrtem Einkauf über Online-
Kanäle oder im günstigeren Ausland zusehends aktueller.
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	 Vor gut vier Jahren wurde die Zweitwohnungsinitiative angenommen,  
um der Überbauung der Tourismusregionen entgegenzuwirken. Brügger und 
Reinhardt untersuchen die gesetzliche Umsetzung dieser Initiative und mögli-
che zukünftige Bautätigkeiten in Gebieten, in denen die Kontingente schon 
ausgeschöpft sind. Ruch zeigt in seinem Artikel, wie kommerziell bewirtschaf-
tete Zweitwohnungen eine Chance für die unter Druck stehende Hotellerie in 
den Tourismusregionen bilden. Er zeigt auch, welche Lehren aus dem Nieder-
gang der Apparthotels der 70er- und 80er-Jahre gezogen werden sollten,  
damit die Bewirtschaftung der Zweitwohnungen dieses Mal erfolgreich wird. 
	 Im Namen der Herausgeber und des Fachbeirates bedanke ich mich herz-
lich bei den Autorinnen und Autoren für ihre interessanten und vielseitigen 
Beiträge. Mein Dank geht auch an Annette Eberle von der Schulthess Juristi-
sche Medien AG für die gute Zusammenarbeit. 

Peter Ilg
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Mietrecht auf dem 
Prüfstand – Vorschläge  
für eine Revision
Von Urs Hausmann

Mietrechtliche Normen stehen in der Kritik. 
Die vorgestellten Vorschläge widmen sich 
der vertraglichen Gestaltung des Mietzinses. 
Sie steht im Spannungsfeld zwischen der 
Vertragsfreiheit und des Mieterschutzes. Da 
die Mehrheit aller Mietwohnungen heute 
missbräuchliche Mietzinsen aufweist, sollte 
die Materie neu geregelt werden.1

4

1 – Dieser Beitrag basiert auf einem Forschungsprojekt, das an der Universi-
tät St. Gallen zwischen 2012 und 2015 durchgeführt wurde. Vgl. Hausmann, 
Urs: «Vertragsfreiheit im Schweizer Mietrecht von 1804 bis 2014 unter beson-
derer Berücksichtigung des Mietzinses – Rechtshistorischer und rechtspoliti-
scher Hintergrund der heutigen Vertragsschranken im Mietrecht». Dike Ver-
lag, 2016, 398 ff.
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1.  EINLEITUNG UND AUSLEGEORDNUNG

1.1 Universelles Mietrecht
Mietverträge sind seit vielen Jahrhunderten nachweis-
lich im westlichen Leben präsent. Mit dem Abschluss 
eines Mietvertrages verpflichtet sich der Vermieter, 
dem Mieter eine Sache zum Gebrauch zu überlassen. Im 
Gegenzug muss der Mieter einen Mietzins leisten. Die 
Palette von Mietsachen ist fast beliebig gross. Im Zuge 
der viel zitierten Digitalisierungswelle gewinnt der Be-
griff «Sharing-Economy» und damit der Vertragstyp 
der Miete noch mehr an Bedeutung. Die mit Abstand 
wichtigste Form ist jedoch die Miete von Wohnräumen. 
So erstaunt es kaum, dass Laien nicht selten den Ach-
ten Titel über die Miete im Schweizer Obligationenrecht 
(OR) fälschlicherweise lediglich mit der Regulierung 
von Mietwohnungen gleichsetzen. Neben Gesetzesarti-
keln, die für alle Mietsachen gelten, widmet sich dort 
der zweite Abschnitt des Mietrechts, beginnend mit 
Art. 269 ff. OR, spezifisch dem Schutz vor missbräuchli-
chen Mietzinsen und anderen missbräuchlichen Forde-
rungen des Vermieters bei der Überlassung von Wohn- 
und Geschäftsräumen. Konkretisiert werden sie durch 
die Verordnung über die Miete und Pacht von Wohn- 
und Geschäftsräumen (VMWG).

1.2 Statistische Untermalung
In der Schweiz zählten die amtlichen Statistiker im Jahr 
2014 rund 2,1 Millionen Mieterhaushalte.2 Diese Haus-
halte generieren gegenwärtig einen kumulierten Miet-
ertrag in der Grössenordnung von 33 Milliarden Fran-
ken pro Jahr. Weitere 2 bis 3 Milliarden Franken gehen 
auf das Konto der Nebenkosten. Zudem finden jährlich 
zwischen 300 000 und 400 000 Mieterwechsel in beste-
henden Mietwohnungen statt. Dazu kommen in Abhän-
gigkeit der Neubautätigkeit zwischen 10 000 und 25 000 
Mietabschlüsse bei Erstvermietungen pro Jahr.3 Ana-
loge Angaben zu Mietverträgen über Geschäftsräume 
lassen sich selbst auf grober Basis keine machen. Sicher 
ist nur, dass sich sowohl die Anzahl der bestehenden 
Mietverhältnisse als auch die Summe aller Mieterträge 
auf markant tieferem Niveau bewegen.

1.3 Anerkannter Reformbedarf
Die Diskussion über die eingangs erwähnten Normen 
für Wohn- und Geschäftsräume befinden sich auf der 
politischen Bühne seit geraumer Zeit in einer Sack-
gasse. Sachkundige fordern immer wieder eine Neu-
ausrichtung.4 Der vorerst letzte Versuch, das Gesetz zu 
ändern, scheiterte 2010.5 Neben ideologisch gefärbten 
Ansichten zu mietrechtlichen Normen und regional wie 
segmentbezogenen unterschiedlichen Wahrnehmun-
gen der fraglichen Thematik hat sich durchwegs eine 
gewisse Orientierungslosigkeit breit gemacht. Zudem 
nimmt der Bundesrat eine weitgehend passive Rolle ein. 
Er nimmt Änderungen bei der Berechnung von Nach-
kommastellen6 vor oder schlägt  – ohne offensichtlich 
erkennbare Strategie  – die Formularpflicht bei Miet-
wohnungen neu als landesweit geltende zwingende 
Formvorschrift vor.7 Unabhängig davon besteht Kon-
sens, dass das geltende Gesetz mit Blick auf die Wohn- 
und Geschäftsraummiete reformbedürftig ist.

1.4 Leitideen
Vor diesem Hintergrund werden Reformpunkte vor-
gestellt. Es handelt sich naturgemäss vorerst um skiz-
zenhafte Vorschläge. Sie sind als Denkanstösse gedacht. 
Im Zentrum stehen dabei zwei Leitideen: erstens die 
Notwendigkeit einer Stärkung und einer Fokussierung 
des Mieterschutzes bezogen auf die vertragliche Miet-
zinsgestaltung in bestehenden Mietverhältnissen. Und 
zweitens die Überzeugung des Autors, dass funktio-
nierende und institutionalisierte Märkte der beste Ga-
rant für ein langfristig moderates Mietzinsniveau in ei-
ner Volkswirtschaft sind. Ergänzend wird die These in 
den Raum gestellt, dass die jahrzehntelange Präsenz 
von notrechtlichen Erlassen das Rechtsverständnis 
und das -gefühl sowohl des Gesetzgebers als auch der 
Bürger nachhaltig geprägt hat: Gesetzliche Schranken, 
welche die Mietzinsgestaltung auf ein Minimum redu-
zieren, werden als «normal» und als notwendig erach-
tet. Die wohl schwerwiegendste Schwäche bestand und 
besteht darin, dass sich der Gesetzgeber mit dem Begriff 
des «missbräuchlichen Mietzinses» notorisch äusserst 
schwertat und noch -tut.

2 – Bewohnertypen, zuletzt besucht am 24. Mai 2016 unter <http://www.bfs.
admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/09/03/blank/key/bewohnertypen/
entwicklung.html>. Zum Bewohnertyp «Mieter» zählen in dieser Statistik so-
wohl eine unbekannte Anzahl von Untermietern als auch rund 100 000 Ge-
nossenschaftshaushaltungen.  3 – Schätzungen des Autors mitunter basie-
rend auf Bau- und Wohnungswesen, zuletzt besucht am 30. Mai 2016 unter 
<http://www.bfs.admin.ch/bfs/portal/de/index/themen/09/01/key.html>.

4 – Vgl. anstelle vieler das Votum Leuthard, Amtl. Bull. NR 2000, 1366, oder 
das Votum Vischer, Amtl. Bull. NR 2009, 794.  5 – Vgl. Amtl. Bull. NR 2010, 
1220.  6 – Seit dem 1. Dezember 2011 gilt mit Art. 12a Abs. 1 VMWG die kauf-
männische Rundung in Viertelprozenten bei der Bestimmung des mietrecht-
lichen Referenzzinssatzes.  7 – Vgl. Botschaft zur Änderung des Obligationen-
rechts (Schutz vor missbräuchlichen Mietzinsen) vom 27. Mai 2015, BBl 2015 
4087 ff., 4091 ff., sowie «NZZ» vom 9. Juni 2016, Nr. 132, 1.
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lich sind (also Erstvermietung oder bei einer Wieder-
vermietung bei einem Mieterwechsel), ist es angezeigt, 
dass das Mietrecht den Vertragsparteien gestattet, die 
Höhe des Anfangsmietzinses als Ausfluss der Privatau-
tonomie ohne spezifische Einschränkungen festzule-
gen.10 Aus rechtlicher Sicht betrachtet soll dadurch in 
erster Linie dem Postulat der Rechtsgleichheit zwischen 
den Anbietern – beispielsweise zwischen Anbietern von 
Neu- oder Altbauwohnungen  – Nachdruck verschafft 
werden. Das volkswirtschaftliche Motiv besteht darin, 
die unbestrittene Knappheit des Gutes «Wohn- oder 
Geschäftsraum» für alle Marktteilnehmer und auch für 
Dritte (beispielsweise für die Behörden) überhaupt ver-
lässlich sicht- und damit potenziell messbar zu ma-
chen. Nur so können die ausgehandelten Mietzinsen 
ihre marktbezogenen Signal- und Allokationsfunktio-
nen ohne Verzerrung erfüllen.

2.2  Indexmiete als Standard
Der bei Vertragsabschluss fixierte Anfangsmietzins für 
eine Wohnung kann sich nach geltendem Gesetz wäh-
rend der Vertragsdauer im Wesentlichen nur dann ver-
ändern, wenn vermieterseitig höhere Kosten anfallen. 
Dahinter steht das Konzept der sogenannten Kosten-
miete. Nur, das Paradigma der Kostenmiete wie auch 
dessen Operationalisierung sind expressis verbis weder 
in der Bundesverfassung noch auf Gesetzesstufe als Vor-
gabe festgeschrieben.11 Sie leiten sich vielmehr indirekt 
und letztlich nur fragmentarisch aus der Umschreibung 
von missbräuchlichen Mietzinsen nach Art.  269a OR 
in Verbindung mit Art. 12 bzw. 13 VMWG ab. Im Miet-
recht gilt zudem ein Numerus clausus. Das heisst, die 
Vertragsparteien können unter Einbezug der jeweili-
gen Mietsache abschliessend und verbindlich zwischen 
vier verschiedenen Regimen wählen: Neben der Kos-
tenmiete sind es die Indexmiete, die Staffelmiete sowie 
die Umsatzmiete.
	 An dieser Stelle wird – für Kenner der Materie wohl 
wenig überraschend – einmal mehr die Indexmiete als 
Standard vorgeschlagen. Dabei soll ausschliesslich die 
Möglichkeit bestehen, den ursprünglichen Anfangs-
mietzins mit der Veränderung des Landesindexes der 
Konsumentenpreise (LIK) während der Dauer des Miet-
verhältnisses fortzuschreiben.12 Dadurch würde der er-

2.  REFORMVORSCHLÄGE IM ÜBERBLICK

Um dem in der Bundesverfassung verankerten Auf-
trag des Mieterschutzes gebührend Rechnung zu tragen 
und gleichzeitig den Grundsatz der Vertragsfreiheit im 
Mietrecht mit Blick auf die Gestaltung des Mietzinses 
gezielt und wirkungsvoll zu reanimieren, werden fünf 
Themenfelder adressiert: freie Festlegung des Anfangs-
mietzinses, Einführung der Indexmiete als Standard, 
Verzicht auf sogenannte wertvermehrende Investitio-
nen, Neudefinition von missbräuchlichen Mietzinsen 
sowie Schärfung des Tatbestandes des Mietzinswuchers.

2.1 Freie Festlegung des Anfangsmietzinses
Nach geltendem Recht ist es unter gewissen Voraus-
setzungen möglich, dass der Mieter unmittelbar nach 
Abschluss eines Mietvertrages eine Herabsetzung des 
vertraglich fixierten Anfangsmietzinses durch die zu-
ständige Schlichtungsbehörde prüfen lassen kann. Ein-
schlägig ist Art. 270 Abs. 1 OR. Bei Mietsachen, die nicht 
zum ersten Mal vermietet werden, wird im Anfech-
tungsfall die Höhe des fraglichen Anfangsmietzinses 
mit derjenigen des letztbezahlten Mietzinses verglichen. 
Das Bundesgericht toleriert dabei nach konstanter Pra-
xis eine Differenz von rund 10 Prozent.8 Erfolgt die An-
fechtung bei einer erstmals vermieteten Mietsache bzw. 
befindet sich diese in einem Neubau, wird die mut-
masslich vom Vermieter erzielte Bruttorendite als Mass-
stab beigezogen. Auch dazu äusserte sich das höchste 
Schweizer Gericht: Die zulässige kostendeckende Brut-
torendite liegt in der Grössenordnung von 2 Prozent-
punkten plus dem geltenden Niveau des mietrechtli-
chen Referenzzinssatzes;9 aktuell im Total also bei 3,75 
Prozent.
	 Der erste Vorschlag besteht darin, dass die Vertrags-
parteien zukünftig die Höhe des Anfangsmietzinses für 
Wohn- und Geschäftsräume grundsätzlich freier als 
bisher festlegen können. In der Phase der Vertragsver-
handlungen will der Mietinteressent eine spezifische 
Wohnung, die bestimmte objekt- und standortbezo-
gene Eigenschaften besitzt und sich im Zustand Y be-
findet, zum Betrag X mieten. Dasselbe gilt sinngemäss 
für den Vermieter als Gegenpartei. Nur wenn echte Ver-
handlungen zwischen den Parteien grundsätzlich mög-

8 – Urteil des BGer 4C.169/2002 vom 16. Oktober 2002 E. 3.1, in: MRA 1/2003, 
1 ff.; BGE 136 III 82 E. 3.4, in: mp 1/2010, 41 ff.  9 – BGE 118 II 124 E. 5. Bei Altbau-
ten liegt die Grenze der Missbräuchlichkeit beim Referenzzinssatz plus 0,5 
Prozentpunkten. Der Wert bezieht sich auf die Nettorendite des investierten 
Eigenkapitals. BGE 112 II 149 E. 2b.

10 – Damit verbindet sich jedoch keine Aussage über die Notwendigkeit 
von Subventions- oder Unterstützungsmassnahmen.  11 – Der Begriff fin-
det sich einzig auf Verordnungsstufe in Art. 13 Abs. 3 VMWG. Dort wird bei-
läufig von der «reinen Kostenmiete» gesprochen. Dagegen ist der Begriff 
«Kostenmiete» sowohl in der einschlägigen Rechtsprechung als auch in 
die Lehre omnipräsent. Gleichwohl fehlt eine allgemein akzeptierte Defini-
tion.  12 – Nur bei der Geschäftsraummiete wäre unter Beachtung der Recht-
sprechung des Bundesgerichts weiterhin die Umsatzmiete zulässig.
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wähnte Numerus clausus also nicht etwa nach dem 
Gedankengut der Vertragsfreiheit erweitert, sondern 
vielmehr abermals eingeschränkt werden. Die faktische 
und rechtlich weitreichende Auswirkung läge darin, 
dass bei Mietverträgen über Wohnräume die heutige 
Regelung der Kostenmiete durch eine Indexierung des 
Anfangsmietzinses im laufenden Mietverhältnis er-
setzt würde. Damit würde nicht nur, aber vor allem 
auch die seit Jahrzehnten hüben und drüben kritisierte 
Bindung der Bestandesmietzinsen von Wohnungen an 
den Hypothekarzinssatz durch eine in anderen Dauer-
schuldverhältnissen seit Langem etablierte Alternative 
ersetzt werden. Die Entkoppelung des Mietzinses von 
einem hypothekarkreditbasierten Konstrukt à la Refe-
renzzinssatz und dem damit verbundenen Gedankengut 
(u.a. Standardfinanzierungsmodell des Bundesamtes 
für Wohnungswesen) nach der Massgabe von Art.  12a 
VMWG wäre perfekt.
	 Dieser Vorschlag ist, wie bereits angetönt, alles an-
dere als neu. Das innovative Moment liegt darin, wie 
die Indexierung umgesetzt würde. Quasi als Mittelweg 
zwischen der stetigen Kaufkraftsicherung für den Ver-
mieter und der Prämisse des Mieterschutzes für Woh-
nungsmieter, der stabile Mietzinsen haben möchte, 
sollte der frei vereinbarte Anfangsmietzins mindestens 
bis zum vollständigen Ablauf des fünften Vertragsjahres 
konstant bleiben. Der Mieter könnte – ausser bei einem 
Mangel oder einer Verkleinerung der Mietsache – auch 
keine Senkung des jeweils zu bezahlenden Mietzin-
ses fordern. Dasselbe würde mit umgekehrten Vorzei-
chen für den Vermieter gelten. Frühestens nach Ende 
des vierten Vertragsjahres könnte der Vermieter eine 
Indexierung des ursprünglich vereinbarten Anfangs-
mietzinses mittels gängiger Ankündigung mit einem 
amtlichen Formular prospektiv auf Ende des fünften13 
Vertragsjahres ankündigen. Dazu die folgende Illustra-
tion: M. mietet ab dem 1.  Juni 2017 eine Wohnung für 
2000 Franken plus Nebenkosten. Der Vermieter kann 
den ursprünglich festgelegten Mietzins mit einem Jahr 
Vorlauf frühestens ab dem 1. Juni 2022 an den LIK bin-
den. Der Indexstand des LIK sei Ende März 2021 bei 150 
Indexpunkten und ein Jahr später, Ende März 2022, bei 
153. In diesem modellierten Fall könnte der Vermie-
ter den Nettomietzins auf den 1.  Juni 2022 um 2 Pro-

zent, das heisst auf 2040 Franken, nach oben anpassen. 
Anschliessend wäre in einem laufenden Mietverhältnis 
einmal pro Jahr eine Anpassung des Bestandesmietzin-
ses an den jeweiligen Stand des LIK zulässig. Der ver-
traglich fixierte Indexierungsgrad darf dabei maximal 
100 Prozent betragen.14

	 Bei der Miete über Geschäftsräume bildet die In-
dexmiete ohnehin die typische Lösung. Sie wird in der 
Schweiz nachweislich seit rund 100 Jahren rege prakti-
ziert. Zudem ist sie mit Art. 269b OR bereits normiert. 
Es besteht kein grösserer Handlungsbedarf. Einzig die 
dort festgeschriebene vertragliche Mindestdauer von 
fünf Jahren könnte ersatzlos gestrichen werden.

2.3 Verzicht auf «wertvermehrende» Investitionen
Das Konzept von «wertvermehrenden» Mehrleistun-
gen seitens des Vermieters, das einen rechtlichen An-
spruch mit einer Erhöhung des Mietzinses in einem 
laufenden Mietverhältnis begründet, ist ein direkter 
Ausfluss aus den Zeiten der Mietpreiskontrolle. Im Laufe 
und kurz nach dem Ende des Ersten Weltkrieges wurde 
erstmals mit dem Verbot von Erhöhungen des Mietzin-
ses bei Wohn- oder Geschäftsräumen experimentiert. 
Ab 1936 bis Mitte der 1950er-Jahre galt im Wesentlichen 
ein lückenloser, umfassender Mietzinsstopp für fast alle 
Arten von unbeweglichen Mietsachen. Die Mietzinsen 
wurden kurzerhand mittels notrechtlicher Erlasse ein-
gefroren. Nur wenn der Vermieter «wertvermehrende» 
Investitionen erbrachte, konnte der Mietzins nach einer 
fixen Berechnungslogik der zuständigen Behörden er-
höht werden. Die aktuell gültigen Normen mit Art. 269a 
lit.  b OR bzw. mit Art.  14 VMWG entstammen unmit-
telbar dieser Denkweise. Letztere wiederum war ihrer-
seits konzeptionell «kostenbasiert» ausgerichtet.
Im Zuge einer Revision wäre die vollständige Strei-
chung von entsprechenden Bestimmungen zu prüfen. 
Tätigt der Vermieter neu während der Zeit von laufen-
den Mietverträgen nach heutigem Verständnis «wert-
vermehrende» Investitionen irgendwelcher Art, sollte 
er dazu auch zukünftig berechtigt sein. Gleichzeitig 
wären aber damit begründete Mietzinserhöhungen in 
laufenden Mietverhältnissen per Gesetz im Sinne einer 
absolut zwingenden Norm auszuschliessen.15

14 – Die maximale Höhe des Indexierungsgrades ist nur bedingt eine fach-
liche, sondern vielmehr eine politische Frage. Vgl. dazu «NZZ» vom 19. De-
zember 2008, Nr. 297, 27, und «NZZ» vom 10. Februar 2009, Nr. 33, 23.  15 – Ex-
akt dieser Gedankengang wurde in die laufende Revision des Mietrechts mit 
dem Entwurf zu einem ergänzenden Art. 269d Abs. 2 E-OR teilweise aufge-
nommen. Vgl. BBl 2015 4111 ff., 4111.

13 – Bei der Festlegung dieser Dauer orientierte sich der Autor an zwei Sach-
verhalten. So liegt die mittlere Mietdauer von Wohnungen in der Grössen-
ordnung von fünf Jahren. Wird diese Marke erreicht, sollte der Vermieter ein 
Ventil besitzen, um die Kaufkraft seiner Mieterträge ab diesem Zeitpunkt bis 
zu einem gewissen Grad zu sichern. Gleichzeitig hat der Mieter circa fünf 
Jahre nach dem Umzug seine damit verbundenen Transaktionskosten abge-
schrieben.
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	 Weder fachliche noch technische Schwierigkeiten, 
die sich in der Praxis bei der Herleitung von entspre-
chend legitimierten monetären Mehrwerten  – sprich 
Mietzinserhöhungen – einstellen können, sprechen für 
den ersatzlosen Verzicht von «wertvermehrenden» In-
vestitionen. Vielmehr spricht die Logik des Vertrags-
rechts dafür. Zum einen verlangt Art.  256 Abs.  1 OR 
vom Vermieter, dass dieser die Mietsache in einem zum 
vorausgesetzten Gebrauch tauglichen Zustand zu über-
geben und in demselben zu erhalten hat. Zum ande-
ren haben sich die Vertragsparteien beim Vertragsab-
schluss auf diese Mietsache im jeweiligen Zustand und 
mit ihren Eigenschaften geeinigt. Beide haben bei Ver-
tragsabschluss entsprechende, sich deckende Willens-
erklärungen abgegeben:16 Daher sollten mit Investi-
tionen begründete Mietzinsanpassungen in laufenden 
Mietverhältnissen kategorisch ausgeschlossen werden. 
Denn der Mieter als Vertragspartei hat keine (rechtli-
che) Handhabe, die Art oder das Ausmass der Verände-
rung der von ihm gemieteten Sache nennenswert zu be-
einflussen. Kommt es zu einem späteren Zeitpunkt nach 
vollzogener Investition zu einem Mieterwechsel, dann 
könnte der Vermieter den Anfangsmietzins frei nach 
seinem Gusto festlegen bzw. eine Wiedervermietung 
ohne preisliche Einschränkungen anstreben.
	 Nur ein konsequenter Verzicht auf das Instrument 
der wertvermehrenden Investitionen mit automatischer 
rechtlicher Legitimation (was aber nicht unbedingt ei-
ner faktischen Garantie gleichzusetzen ist), den Bestan-
desmietzins zu erhöhen, brächte eine Gleichbehand-
lung unter allen Vermietern, unabhängig davon, ob sich 
ihre Mietsachen und die damit verbundenen Investitio-
nen in sanierten Altbauten oder in Neubauten befinden. 
Schliesslich ist die unterstellte Wirkungskette, dass ge-
tätigte Investitionen einen mieterseitigen Zusatznutzen 
stiften, zumindest zu hinterfragen.17 Investitionen sind 
wohl oftmals deshalb «wertvermehrend», weil sie kraft 
des Gesetzes als solche deklariert werden können.

2.4 Neudefinition der Missbräuchlichkeit
Art. 109 Abs. 1 BV ist gesetzt. Demnach ist der Bund ver-
pflichtet, Vorschriften gegen Missbräuche im Mietwe-
sen, insbesondere gegen missbräuchliche Mietzinse, zu 
erlassen. Gleichwohl sind die etablierten Missbrauchs-
regeln keinesfalls sakrosankt. Denn die geltenden Miss-
brauchsbestimmungen bilden ein veritables Dickicht 
aus rechtlichen Versatzstücken, die ihrerseits aus frü-
heren notrechtlichen Erlassen stammen. Sie wurden 
schwergewichtig während und unmittelbar nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs von den damals zuständi-
gen Bundesbehörden in Kraft gesetzt.
	 Bei einer Revision wäre es angezeigt, zu prüfen, ob 
und wie die angestammten Missbrauchsregeln, die sich 
auf den Mietzins von Wohn- und Geschäftsräumen be-
ziehen, durch einen praxistauglichen und in sich kon-
sistenten Ansatz ersetzt werden könnten. Statt persön-
licher oder familiärer Notlagen, statt der Verhältnisse 
auf dem örtlichen Markt18 für Wohn- und Geschäfts-
räume, statt des Bezugs auf den Mietzins im früheren 
Mietverhältnis und statt der getätigten wertvermeh-
renden Investitionen sollte ausschliesslich das vertrag-
lich fixierte Preis-Leistungs-Verhältnis einer richter-
lichen Überprüfung zugänglich gemacht werden. Als 
Vorschlag wären Mietzinse missbräuchlich, wenn zwi-
schen der Leistung des Vermieters und dem vereinbar-
ten bzw. dem bezahlten Mietzins ein offenbares Miss-
verhältnis bestünde. Gemäss Vorschlag wären Mietzinse 
für Wohnräume dann missbräuchlich, wenn ihr verein-
bartes Niveau zum Zeitpunkt ihrer Anfechtung dasje-
nige des objekt- und standort- sowie marktgerech-
ten mittleren Vergleichsmietzinses, also der ermittelten 
fairen Marktmiete, um mehr als 20 Prozent nach oben 
übersteigt. Analoges gälte bei der Anfechtung von Miet-
zinsen für Geschäftsräume, jedoch mit einem Grenz-
wert von 30 Prozent.19 Gesetzt dem Fall, dass die Höhe 
eines Mietzinses als missbräuchlich taxiert wird, würde 
bei einer Fortsetzung des fraglichen Mietverhältnisses 

16 – Anders ist die Sachlage zu beurteilen, wenn die Mehrleistungen bereits 
im Vertrag als Vertragsgegenstand und im Mietzins explizit aufgeführt wor-
den sind. Um allfälligen Umgehungslösungen wirksam entgegenzuwirken, 
wäre in diesem Fall die Formulierung von klaren gesetzlichen Vorgaben an-
gezeigt.  17 – Zu welcher Zahlenakrobatik  – sprich mitunter auch zu mie-
terunfreundlichen  – Ergebnissen das Konstrukt von «wertvermehrenden» 
Verbesserungen führt, zeigte sich eindrücklich im Kontext von energetischen 
Massnahmen und allfällig gesprochenen Subventionen. So musste der auf 
den 1. Januar 2008 in Kraft gesetzte Art. 14 Abs. 2 VMWG einige Jahre später 
teilweise mit Art. 14 Abs. 3bis VMWG korrigiert werden.

18 – Vgl. dazu BGE 4A_691/2015 vom 18. Mai 2016.  19 – Bei der Herleitung der 
Grenzwerte waren folgende Überlegungen relevant: Zum einen bleibt die 
wahre Marktmiete immer unbekannt. Sie kann im besten Fall nur mit einer 
Schätzgenauigkeit von plus/minus 10 Prozent – unabhängig von der gewähl-
ten Methode – ermittelt werden. Diese Toleranz gilt es fairerweise bei der 
Bestimmung der Missbräuchlichkeit zu berücksichtigen. Es handelt sich um 
eine «Sicherheitsmarge». Dazu kommt ein normativer Zuschlag für die Fest-
legung der eigentlichen Missbrauchsgrenze. Zudem ist die Herleitung von 
Mietzinsen pro Quadratmeter und Jahr für Geschäftsräume nochmals an-
spruchsvoller als jene für Bestimmung der Stückmiete pro Monat für Wohn-
räume. Deshalb liegt das Niveau der Missbrauchsgrenze bei der Geschäfts-
raummiete entsprechend höher.
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der vom Experten festgelegte mittlere marktbasierte 
Vergleichsmietzins als Ausgangswert des zukünftigen 
zu entrichtenden Mietzinses gelten. Diese Bestimmung 
könnte sowohl zur Überprüfung des Anfangs- als auch 
des Bestandesmietzinses angerufen werden.20 Die so 
formulierte Ausrichtung der Missbräuchlichkeit orien-
tiert sich konzeptionell am Tatbestand der Übervortei-
lung. Sie findet sich schon immer mit Art. 21 OR im All-
gemeinen Teil des Obligationenrechts.
	 Damit würde bei der Missbrauchsgesetzgebung Neu-
land betreten. Denn nicht die nach mietrechtlichen Vor-
gaben berechneten Brutto- oder Nettorenditen würden 
zur Herleitung der Missbräuchlichkeit dienen, sondern 
die Marktgängigkeit des mieterseitigen Preis-Leis-
tungs-Verhältnis der fraglichen Mietsache.21 Als Refe-
renz dafür wäre konsequenterweise im Anfechtungs-
fall ein mittlerer Vergleichsmietzins im Verständnis 
einer Marktmiete22 zu ermitteln. Bei seiner Herleitung 
dürften nur die Kriterien, dafür aber alle, berücksich-
tigt werden, die den Mietzins  – unabhängig von den 
Eigenschaften der gegenwärtigen und von früheren 
Vertragsparteien  – beeinflussen. Die Herleitung dieses 
Vergleichsmietzinses würde in der Regel durch unab-
hängige Gutachter im konkreten Einzelfall vorgenom-
men werden.

2.5 Schärfung einer Norm gegen Mietzinswucher
Schwarze Schafe gibt es in allen Rechtsgebieten. Das 
Mietrecht macht da keine Ausnahme. Ein Blick auf ein-
schlägige Medienberichte möge als Beleg dienen.23 Um 
diesen Phänomenen Paroli zu bieten, reichen in der Re-
gel zivilrechtliche Normen alleine nicht aus. Das gilt 
insbesondere bei wucherischen Forderungen. Die be-
wusste Ausnützung einer Schwächesituation, in welcher 
sich eine Vertragspartei befindet, durch das Fordern ei-
nes deutlich übertriebenen Preises für die vertraglich 
zugesicherte Leistung durch die andere Vertragspar-

tei, wird als Wucher bezeichnet. In der Schweiz regelt 
Art. 157 des Strafgesetzbuches (StGB) diesen Tatbestand 
im Allgemeinen. Er ist im Grundsatz auch auf die Höhe 
des Mietzinses anwendbar, der in einem «offenbaren 
Missverhältnis» zur Qualität der Mietsache steht. Um 
dem Postulat des Mieterschutzes bzw. um dem Begriff 
des Missbrauchs im Mietrecht noch mehr Nachdruck zu 
verschaffen, wäre der Tatbestand des Mietzinswuchers 
strafrechtlich zu schärfen: Übersteigt die Differenz zwi-
schen dem vertraglichen fixierten Mietzins und der er-
mittelten standort- und qualitätsbereinigten Markt-
miete die Marke von 50 Prozent, soll der Tatbestand des 
Mietzinswuchers nach Art. 157 StGB erfüllt sein.24 Die-
ser Grenzwert wäre als Vorschlag für die Wohn- und 
Geschäftsraummiete identisch. Losgelöst vom Tatbe-
stand als solchem und dessen Identifikation besteht die 
zentrale Schwierigkeit wohl in der Substanziierung des 
infrage gestellten Preis-Leistungs-Verhältnisses. Denn 
oftmals sind die fraglichen Mietsachen selbst objektiv 
betrachtet gar nicht oder nur bedingt marktgängig bzw. 
gesetzeskonform.

3.  AUSBLICK

Die vorgestellten Reformvorschläge sind vom Prinzip 
her selektiv, isoliert und einzeln rechtlich umsetzbar. 
Gleichwohl sind sie hier als Paketlösung zu verstehen. 
Sie kommt – materiell mit Blick auf die Wohn- und die 
Geschäftsraummiete – einer paradigmatischen Neuaus-
richtung gleich. Die bewusste Abkehr von der tradierten 
Gedankenwelt der Kostenmiete – oder zumindest eine 
vertiefte Diskussion darüber – erscheint heute notwen-
diger und dringender denn je. Weshalb? Seit rund 25 
Jahren befinden sich die Hypothekarzinsen und damit 
der mietrechtliche Referenzzinssatz auf einer historisch 
einmaligen Talfahrt. Eine Generation von Mieterhaus-
halten und von Politikern kennt nur diese eine ökono-
mische Realität. Ändert sich dereinst die Grosswetter-
lage an der Zinsfront, wird die Bindung des Mietzinses 
von Wohnungen an den Referenzzinssatz rasch wieder 
zum akuten Politikum werden. Statt einem unterstell-
ten Aktivismus, der vielleicht in nicht fertig gedachten 
Ad-hoc-Lösungen mündet, wäre gegenwärtig das Zeit-
fenster ideal, um das Mietrecht vorausschauend zu re-
formieren und dabei den Mieterschutz gezielt zu stär-
ken.

20 – Die Anfechtung des Anfangsmietzinses sollte neu erst nach dem Vor-
liegen einer Nebenkostenabrechnung bzw. ein Jahr nach Vertragsabschluss 
möglich sein. Denn erst zu diesem Zeitpunkt ist verlässlich bestimmbar, wie 
hoch der tatsächliche Mietzins effektiv ausgefallen ist. Angefochten wird 
immer der Bruttomietzins. De lege lata gilt diesbezüglich Art.  270 Abs.  1 
OR.  21 – Dieser Ansatz ist nicht mit orts- und quartiersüblichen Mietzinsen 
nach der Massgabe von Art. 269a lit. b OR bzw. Art. 11 VMWG zu verwechseln. 
Denn dieses Konzept beantwortet ansatzweise die Frage, welcher Mietzins 
heute am Ort X in bestehenden Mietverträgen für vergleichbare Mietobjekte 
bezahlt wird.  22 – Dabei gilt es, die Höhe einer freihändig abgeschlossenen 
Marktmiete zu schätzen: Welches wäre der wahrscheinlichste Mietzins für 
die fragliche Mietsache gewesen, wenn er zum Zeitpunkt der Anfechtung 
zwischen frei agierenden und voneinander unabhängigen Vertragsparteien 
ausgehandelt worden wäre?  23 – Vgl. beispielsweise die Beiträge «Kakerla-
ken, Dreck und Wucherzinsen» in der «NZZ» vom 21. Oktober 2015, Nr. 244, 
21, und «Dreistes Geschäft mit Flüchtlingen» in der «NZZ» vom 21. Mai 2016, 
Nr. 116, 21.

24 – Vgl. für Deutschland erstens die Rechtsprechung zur allgemeinen Wu-
cher-Norm von § 291 Strafgesetzbuch der Bundesrepublik Deutschland und 
zweitens § 5 Wirtschaftsstrafgesetz (WiStG). Letzterer richtet sich gegen un-
angemessene Mietpreisüberhöhungen bei Mietverträgen über Wohnräume.
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	 Wünschenswert wäre dazu parallel eine praxisorien
tierte, sprich empirische Suche nach neuen Regulie-
rungen. Unter kontrollierten Bedingungen sollte es 
innovativen Akteuren erlaubt sein, neuartige vertrag-
liche Ansätze eins zu eins testen zu können. Exempla-
risch böten sich die Rohbaumiete bei Wohnungen oder 
das kurzzeitige Vermieten von Wohnraum à la Airbnb25 
an. Eine wissenschaftliche Evaluation solcher Projekte 
wäre unabdingbar. So könnte mitunter sichergestellt 
werden, dass die gemachten Erfahrungen interessierten 
Kreisen zugänglich gemacht werden könnten.
	 Zum Schluss noch dies: Die geltenden Gesetze und die 
dazugehörige Rechtsprechung zur Gestaltung des Miet-
zinses vor allem von Wohnungen gelten auch unter aus-
gewiesenen Experten schon lange als unnötig engma-
schig, als formalistisch, als wenig praxistauglich und als 
in sich widersprüchlich.26 Grund: Das konzeptionelle 
Fundament des Mietrechts ist als solches marode. Eine 
Revitalisierung von innen heraus – beispielsweise durch 
Praxisänderungen bei der Rechtsprechung  – erscheint 
folglich nicht zielführend. Und allfällige punktuelle le-
gislatorische Eingriffe dürften bestenfalls Stückwerk 
bleiben. Die behandelten mietrechtlichen Bestimmun-
gen sind unter dem Strich gedanklich nicht als Baustelle 
zu verstehen. Vielmehr bilden sie eine historische Alt-
last, deren Ursprung letztlich im Ersten Weltkrieg liegt. 
Eine umfassende rechtliche Sanierung ist daher ange-
zeigt, nicht zuletzt unter dem Anspruch eines wirksa-
men und zeitgemässen Mieterschutzes.

25 – Airbnb, zuletzt besucht am 30.  Mai 2016 unter <https://www.airbnb.
ch/>.  26 – Vgl. als Illustration den Beitrag von Beat Rohrer «Erstickt der Miss-
brauchsschutz im Formalismus-Dschungel?» in der «NZZ» vom 7.  Oktober 
1994, Nr. 234, 15.
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Gründe für die Zersiedelung 
der Schweiz: Die sozio­
ökonomischen Treiber der 
Siedlungsentwicklung  
1980–2010

Von Barbara Weilenmann

fläche der Schweiz ist im gleichen Zeitraum von 6,0% 
auf 7,5% gestiegen (BFS 2013b). Diese Diskrepanz zwi-
schen Bevölkerung- und Siedlungswachstum läuft dem 
2002  formulierten Nachhaltigkeitsziel des Bundesrates, 
den Verbrauch an Siedlungsfläche pro Einwohner bei 
400 Quadratmetern pro Kopf zu stabilisieren, entgegen. 
Mit den neuesten Auswertungen der Arealstatistik er-
gibt sich sogar ein Flächenzuwachs von 400,9 m2/Kopf 
(1992/1997) auf 406,9 m2/Kopf (2004/2009) (BFS 2013b).
	 Die mangelnde Nachhaltigkeit der Siedlungsent-
wicklung hat die Debatte um die Wirksamkeit der 
Raumplanung neu entfacht: dies zeigt das Beklagen von 
Landschaftsverschandelung, von verdichtetem Bauen 
oder vom Umfang der Erschliessung durch private und 
öffentliche Infrastruktur und damit einhergehend auch 
die Sorge um den Verlust von Naturlandschaften und 
damit der Biodiversität. Forderungen nach einem scho-
nenden Umgang mit der unbebauten Landschaft stossen 
bei der Stimmbevölkerung inzwischen auf Wohlwollen, 
wie das Ja zur nationalen Zweitwohnungsinitiative 2012 
oder auch zur Teilrevision des Raumplanungsgesetz-
tes von 2013 zeigen. Letztere wurde mit 63% Zustim-
mung angenommen und zielt durch die Förderung einer 
kompakten Siedlungsentwicklung, die Verkleinerung 
der zu grossen Bauzonen und der Nutzung von brach-
liegendem Bauland noch stärker auf eine haushälteri-
sche Nutzung des Bodens ab. 

AKTUELLE UND KOMMENDE DEBATTEN DER 
RAUMENTWICKLUNG IN DER SCHWEIZ 

Weniger im Fokus der Öffentlichkeit als die Siedlungs-
fläche stand bisher die Betrachtung der Landschaft als 
Ökosystem und die Rolle des Bodens als Produktions-
faktor für die Land- und Forstwirtschaft. Dieses Thema 
ist insofern stark mit der Siedlungsdebatte verknüpft, 
als zwischen 1985 und 2009 54,5% der aufgegebenen 
Landwirtschaftsflächen zu Siedlungflächen umgenutzt 
wurden, die übrigen 45,5% zu bestockten und unpro-
duktiven Flächen wurden und umgekehrt rund 90% 
der neuen Siedlungsflächen im gleichen Zeitraum auf 
vormaligen Landwirtschaftsflächen entstanden (BFS 
2013b). Spätestens seit der Lancierung der Initiative für 
die Ernährungssicherheit (2016), welche das Thema von 
schützenswertem Landwirtschaftsland auf nationaler 
Ebene aufgreift, wird aber auch die Diskussion um Um-
nutzung von Landwirtschaftsfläche breiter geführt. 
	 Nebst ökologischen und ästhetischen Wirkungen 
gibt es auch direkte ökonomische Implikationen des 
Siedlungswachstums: Beispielsweise die anfallenden 
Kosten für den Bau und Unterhalt von Strassen, Was-

Die Siedlungsfläche der Schweiz nimmt 
laufend zu, wenngleich das immer knap-
pere Gut Boden nicht vermehrbar ist. Des-
halb muss die haushälterische Nutzung von 
Boden ein Grundpfeiler nachhaltiger Raum-
entwicklung sein und der entsprechende 
Verfassungsauftrag (Art. 75) eingelöst wer-
den. Der vorliegende Beitrag befasst sich 
mit den sozioökonomischen Treibern der 
Raumentwicklung in der Schweiz. 

Dieser Beitrag ist wie folgt aufgebaut: zunächst wird 
erläutert, inwiefern die Siedlungsentwicklung der 
Schweiz nicht nachhaltig ist, dem folgt ein Überblick 
über aktuelle Debatten zur Raumentwicklung. In ei-
nem nächsten Teil wird die historische Siedlungsent-
wicklung in der Schweiz kurz beleuchtet, dies mit ei-
nem speziellen Fokus auf die Zersiedelung. In einem 
dritten Teil werden dann Ergebnisse einer Studie prä-
sentiert, in der wir sozioökonomische Treiber von Sied-
lungsentwicklung identifiziert und analysiert haben. 
Der Beitrag endet mit einem Fazit. Wir hoffen, mit den 
hier präsentierten Ergebnissen Anstösse für die weitere 
Debatte rund um die Raumplanung in der Schweiz ge-
ben zu können.

MANGELNDE NACHHALTIGKEIT DER SIEDLUNGS­
ENTWICKLUNG 

Die Schweiz erlebt seit Jahrzehnten eine rasante Sied-
lungsentwicklung. Hat die Bevölkerung zwischen 1985 
und 2009 um 17,5% zugenommen, verzeichnen die 
Siedlungsflächen in der gleichen Zeit eine Zunahme um 
23,4%, und der Anteil Siedlungsfläche an der Gesamt-
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serversorgung, Stromnetz und Abfallentsorgung, der 
höhere Energieverbrauch pro Kopf und der Anteil un-
gedeckter Kosten im öffentlichen Verkehr, die bis heute 
weitgehend von der Allgemeinheit getragen werden 
müssen. So schätzt eine umfassende Studie von 2015 für 
die USA, dass die dortige zersiedelte Bauweise der US-
Wirtschaft gut 1000 Milliarden pro Jahr kosten (Litman 
2015). Für Kanada wird in einer Studie von 2013 zumin-
dest von mehrstelligen Milliardenbeträgen ausgegan-
gen (Thompson 2013). 
	 In der Schweiz, deren Siedlungsstruktur zweifels-
ohne nicht mit jener Nordamerikas vergleichbar ist, 
fehlen solche generellen Kostenschätzungen weitge-
hend; gleichwohl gibt es empirische Analysen, welche 
den Zusammenhang zwischen Siedlungsentwicklung 
und Infrastrukturkosten aufzeigen. So zum Beispiel 
eine Studie im Auftrag des ARE von 2000, welche die 
kostensteigernde Wirkung einer dezentralen Sied-
lungsstruktur bestätigt (Ecoplan 2000; siehe auch Pflie-
ger und Ecoffey 2011). 

BEITRAG AUS DER AKTUELLEN FORSCHUNG 

Vor diesem Hintergrund stellen sich im Umgang mit 
Boden und Raum verschiedene Fragen: Wie soll die 
Schweiz in den kommenden Jahrzehnten aussehen? 
Wie organisieren wir unser Zusammenleben und wie 
die Verkehrs- und Pendlerströme? Wer setzt wel-
che Prioritäten? Die Grundsatzfragen werden auf ver-
schiedenen Ebenen verhandelt. Bund, Kantone, Regio
nen, Städte und Gemeinden entwickeln Vorstellungen 

und Strategien zur Entwicklung ihres Raums, aber auch 
von privater und politischer Seite werden substanzielle 
Diskussionsbeiträge eingebracht. So ist der vorliegende 
Beitrag ein Resultat der laufenden Forschung aus ei-
nem Modul des Projekts «Sproil» (Siedlungsentwick-
lung steuern  – Bodenverbrauch verringern), welches 
durch das NFP 681 zum Thema Ressource Boden finan-
ziert wurde (Weilenmann et al., 2017).
	 Unter Berücksichtigung aller 2495 Gemeinden in der 
Schweiz (Gemeindestand 1.1.2012) haben wir Daten für 
die Perioden von 1980 bis 2010 ausgewertet. Die Aus-
wertungen basieren auf einem sogenannten räumlichen 
Regressionsmodell, welches es erlaubt, für jede Ge-
meinde die Entwicklung der Siedlungsstruktur in den 
je umliegenden Gemeinden als einen zusätzlichen Er-
klärungsfaktor zu berücksichtigen. Detailliertere Er-
gebnisse sind in der Publikation von Weilenmann et al. 
(2016) zu finden. 

SIEDLUNGSENTWICKLUNG MESSEN UND 
ZERSIEDELUNG QUANTIFIZIEREN

In der Raumplanungsdebatte wird häufig der unscharfe 
Begriff Zersiedelung verwendet, um ein ungeregeltes, 
schnelles und scheinbar unstrukturiertes Wachstum 
von Siedlungsfläche in der Landschaft zu beschreiben. 
Dazu kommen jedoch historisch gewachsene Siedlungs-
flächen wie Streusiedlungen, Weiler und Aussenwach-
ten. Zersiedelung zu quantifizieren, also mess- und so-
mit auch vergleichbar zu machen, ist damit ähnlich 
schwer, wie Zersiedelung qualitativ zu definieren. 

1 – In den Nationalen Forschungsprogrammen (NFP) werden Forschungs-
projekte durchgeführt, die einen Beitrag zur Lösung wichtiger Gegenwarts-
probleme leisten. Die Themen sind jeweils vom Bundesrat ausgewählt.

BOX 1: Zersiedelung quantitativ gemessen, nach Jaeger et al. (2010).

Die gewichtete Zersiedelung wird gemessen als eine gewichtete Kombination von 

a)  Anteil überbauter Flächea, die Flächeninanspruchnahme, 
b)  Dispersion der Gebäude innerhalb der Fläche,
c)  Ausnützungsdichte (Arbeitsplätze und Wohnungen) der überbauten Fläche. 

Der Wert der gewichteten Zersiedelung ist umso höher,

a)  je mehr Fläche überbaut ist,
b)  je weiter gestreut die Gebäude in der Landschaft liegen,
c)  je geringer deren Ausnützungsdichte ist.

a Als grundsätzlich überbaubar eingestufte Fläche der Gemeinden (abzüglich Gewässer, Wald, steile Gebiete etc.).
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	 In dieser Studie verwenden wir eine Messgrösse, die 
gewichtete Zersiedelung, welche im Rahmen des NFP 
54 von Jaeger et al. entwickelt wurde und heute auch 
vom BAFU und vom ARE verwendet werden (Jaeger et 
al. 2008, 2010; Schwick et al. 2011). Jaeger et al. (2008, 
2010) beschreiben Zersiedelung als eine gewichtete 
Funktion von Ausnützungsdichte, Flächeninanspruch-
nahme und Dispersion von Siedlungsfläche (siehe Box 1) 
und integrieren damit unterschiedliche Aspekte von 
Siedlungswachstum in einer Messgrösse. Abbildung  1 
zeigt die historische Entwicklung der drei Messgrössen 
und des daraus resultierenden Wertes für die gewichtete 
Zersiedelung in der Schweiz.

HISTORISCHE BETRACHTUNG DER SIEDLUNGS­
ENTWICKLUNG

Die historische Betrachtung der vier Messgrössen der 
Siedlungsentwicklung (Ausnützungsdichte, Flächenin-
anspruchnahme, Dispersion und der resultierende Wert 
der gewichteten Zersiedelung) (Abbildung 1), zeigt ei-
nerseits eine bis in die 1980er-Jahre fast lineare Zu-
nahme der überbauten Fläche, die erst 1980, mit dem 
Inkrafttreten des Raumplanungsgesetztes, sichtbar ge-
bremst wird, aber dennoch weiter ansteigt. Wie die fast 
parallele Entwicklung der gewichteten Zersiedelung 
erkennen lässt, korrelieren diese beiden Grössen stark 
miteinander.
	 Die Ausnützungsdichte wies 1885 den höchsten Wert 
auf und nahm bis in die 1980er-Jahre konstant ab, dann 
aber bis 2000 leicht zu. Dies reflektiert die Tatsache, 
dass früher die Siedlungen viel dichter gebaut und ef-

ABBILDUNG 1: Entwicklung der vier Messgrössen von Siedlungsentwicklung in der Schweiz, 1885 bis 2010; Quelle: Jaeger & Schwick, 2014  
(eigene Darstellung).
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fizienter genutzt waren. Die Dispersion der Gebäude in 
der Landschaft ist die konstanteste Variable und scheint 
sich seit Ende des 19. Jh. wenig verändert zu haben, da-
bei ist ein leichter Aufwärtstrend auszumachen.

WIE ZERSIEDELT IST DIE SCHWEIZ? 

Um sich ein Bild der aktuellen Situation auf Gemein-
deebene machen zu können, sind in Abbildung 2 die 
Werte der gewichteten Zersiedelung für 2010 (die aktu-
ellsten verfügbaren Daten) abgebildet: je dunkler eine 
Gemeinde, desto höher ihr Grad an Zersiedelung. Die 
Karte zeigt, dass nicht nur die mittelländischen Ag-
glomerationen um die grossen und einzelne mittlere 
Städte, sondern auch der Süden und der Südwesten der 
Schweiz stark zersiedelt sind. Auffallend ist jedoch der 
tiefe Wert der Kernstädte (Zürich, Genf, Basel, Lau-
sanne, Bern), was auf die starke Verdichtung und damit 
eine hohe Ausnützungsdichte zurückzuführen ist. Hohe 

Ausnützungsdichten in Städten spiegeln sich in der Be-
völkerungsdichte wider: In den schweizerischen Agglo-
merationen (gemäss Statistik leben dort 75 Prozent der 
Bevölkerung) liegt die Bevölkerungsdichte bei 614 Ein-
wohner/km2, im urbanen Kanton Basel-Stadt sind es 
z.B. 5236 Einwohnern/km2.

SOZIOÖKONOMISCHE TREIBER DER 
ZERSIEDELUNG 

Gestützt auf theoretische Überlegungen sowie die 
Verfügbarkeit geeigneter Daten (seit 1970 gemein-
despezifisch erhoben) berücksichtigen wir in unse-
rer Regressionsanalyse die folgenden Variablen, um 
die Zersiedelung zu erklären: Bevölkerungswachstum, 
Bundessteuerertrag pro Kopf (als Annäherung an Reich-
tum), Erreichbarkeit (öffentlicher Verkehr und Indivi-
dualverkehr) der Gemeinde, Zu- und Wegpendlerquote, 
Anteil Wohneigentümer (nicht differenziert nach Stock-

ABBILDUNG 2: *Zersiedlungsindex 2010 für alle Schweizer Gemeinden; Quelle: *Zersiedelungsindex nach Jaeger & Schwick, 2014 (eigene Darstellung).

*tief hoch
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werkeigentümer/Einfamilienhausbesitzer), Anteil über 
65-Jähriger pro Gemeinde, Anteil Einzelhaushalte pro 
Gemeinde, Angestellte des ersten und dritten Sektors 
sowie Veränderung der Angestellten des ersten Sektors 
in den letzten 10 Jahren. Weiter identifizieren wir länd-
liche und Agglomerationsgemeinden, Kantonszugehö-
rigkeit, Metropolregionen und Raumplanungsregionen 
sowie einige Besonderheiten, wie die Zentrumsfunk
tionen einer Gemeinde (Schuler et al. 2005). 

DEMOGRAFISCHES UND ÖKONOMISCHES 
WACHSTUM SOWIE ÄNDERNDE ANSPRÜCHE

Wir können mit unseren Variablen nicht alle Messgrös-
sen der Siedlungsentwicklung (Ausnützungsdichte, 
Flächeninanspruchnahme, Dispersion und gewich-
tete Zersiedelung) mit gleich gutem Ergebnis erklären. 
Gleichwohl: Die Erhöhung der Ausnützungsdichte wird 
durch das Modell über die drei Dekaden (1980–2010) 
zunehmend besser erklärt, nämlich 65% der Varianz 
1980 und 75% der Varianz 2010, bei der Flächeninan-
spruchnahme und der gewichteten Zersiedelung sind es 
jeweils über 75% der Varianz über alle Dekaden. Aller-
dings können bei der Dispersion nur rund 30% der Va-
rianz über den gesamten Zeitraum der Messungen hin-
weg erklärt werden. Diesen letzten schlechteren Wert 
erklären wir damit, dass die Dispersion der Gebäude in 
der Landschaft v.a. durch Topografie und andere natür-
liche Gegebenheiten bestimmt sein dürfte, welche wir 
im Modell nicht berücksichtigen, da wir uns auf sozio-
ökonomische Variablen konzentrieren. Die steigende 
Flächeninanspruchnahme und Ausnützungsdichte der 
Fläche in den letzten Jahrzehnten sind dagegen auf ein 
Wachstum demografischer und vor allem ökonomischer 
Art zurückzuführen, welche unser Modell abbildet. 
	 Unsere Ergebnisse zeigen auch, dass Bevölkerungs-
wachstum alleine die Zersiedelung und den damit ver-
bundenen Bodenverbrauch bis ins Jahr 2000 nur sehr 
unvollständig erklärt. Andere, mit dem Bevölkerungs-
wachstum allerdings in Verbindung stehende Entwick-
lungen haben die Zersiedelung stärker beeinflusst, wie 
z.B. der Anstieg Personen über 65 Jahre. Auf diesen Zu-
sammenhang gehen wir im übernächsten Unterkapitel 
noch genauer ein. Ermöglicht durch das stetig steigende 
Wohlstandsniveau kommen weitere Faktoren dazu. So 
ist die Zahl der Haushalte, im Vergleich zum Bevölke-
rungswachstum, überproportional gestiegen. Ebenfalls 
haben sich individuelle Ansprüche bezüglich Grösse der 
Wohnfläche und der Art des Wohnens – wir leben in im-
mer grösseren Wohnungen und beanspruchen dazu pro 
Kopf mehr Wohnfläche  – geändert. Eindeutig in unse-

ren Ergebnissen ist schliesslich auch, dass wohlhaben-
dere Bevölkerungskreise  – gemessen an der Steuerbe-
lastung pro Kopf – mehr Fläche in Anspruch nehmen.

ERSCHLIESSUNG IST ZENTRAL 

Weiter zeigt die statistische Analyse, dass insbesondere 
die Erschliessung die Zersiedelung und damit den Bo-
denverbrauch voranzutreiben scheint. So ist der Zu-
sammenhang zwischen Erreichbarkeit und Siedlungs-
wachstums für alle drei Dekaden positiv: je erreichbarer 
eine Gemeinde vor 10 Jahren war, desto höher sind 
heute die Werte der vier Messgrössen der Siedlungsent-
wicklung. Dies heisst: Gute Erschliessung verstärkt die 
Flächenausdehnung und die Zersiedelung, und dies oft 
stärker als andere Faktoren wie Bevölkerungswachs-
tum oder Einkommen. Es kann aber auch festgestellt 
werden, dass die Verdichtung primär in den besser er-
schlossenen regionalen Zentren erfolgt und erst mit ei-
ner zeitlichen Verschiebung die weitere Peripherie er-
reicht, tendenziell also zuerst eine Flächenausdehnung 
und dann eine Verdichtung zu beobachten ist. 
	 In unserer Analyse für die gesamte Schweiz unter-
scheiden wir nicht nach Art der Erschliessung (öV, 
pV), da die Ergebnisse für beide Erschliessungsarten 
sehr ähnlich ausfallen. In einem regionenspezifische-
ren Model, welches zum Beispiel mehr auf die Unter-
schiede zwischen urbanen Gebieten, Agglomerationen 
und peripheren Regionen eingehen würde, wären Un-
terschiede wahrscheinlich ersichtlicher. 

ÄLTERE LEUTE BELEGEN MEHR FLÄCHE

Unsere Auswertungen zeigen, dass mit dem Anteil Be-
wohner im Alter über 65 Jahre der Flächenverbrauch, 
aber auch der Wert der gewichteten Zersiedelung pro 
Gemeinde steigt, während die Ausnützungsdichte sinkt. 
	 Diese Ergebnisse sind schon für die Jahre 1980 und 
1990 erkennbar, und der Einflusses verstärkt sich sogar 
noch für die Periode 2000 bis 2010. Um die Resultate zu 
differenzieren, lohnt sich eine etwas genauere Betrach-
tung der räumlichen Verteilung von Personen über 65 
Jahre pro Gemeinde: Für das Jahr 2010 fällt auf, dass der 
Anteil Personen über 65 Jahre in den Agglomerationen 
relativ tief ist (unter 15%), in den Kernstädten mit zwi-
schen 15% und 20% höher und vor allem in den Alpen-
gebieten mit über 20% hoch. Interessant ist ebenfalls 
die Entwicklung in den letzten Dekaden. So hat etwa 
der Anteil Personen über 65 Jahre in den Kernstädten 
zwischen 1980 und 2010 abgenommen. Insgesamt an-
gestiegen ist hingegen der Anteil dieser Alterskategorie 
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in den Agglomerationen. Die Agglomerationsgemein-
den, in denen der Anstieg über 10% lag, befinden sich 
in auffallender Weise in den Kantonen Zürich, Basel und 
Bern um die Kernstädte verteilt. Dies ist möglicherweise 
auch die Folge der stetig steigenden Mietpreise in den 
Kernstädten, wo die Bevölkerung aufgrund der Dyna-
mik des Mietwohnungsmarktes und geringerer Eigen
heimquote dem Druck steigender Immobilienpreise 
stärker ausgesetzt ist: Der durchschnittliche Mietpreis 
in den Zentren von 2000 bis 2014 um über 23% gestie-
gen, in den suburbanen Gemeinden aber nur um rund 
21% (BFS 2014). 
	 Die Gemeinden mit dem höchsten Zuwachs an Per-
sonen über 65 Jahre sind aber in abgelegenen Tälern des 
Tessins und Graubündens zu finden, was mit der Ab-
wanderung von jüngeren Leuten zu erklären ist. Eine 
GWR-Analyse (geographically weighted regression), 
welche wir durchgeführt haben und die räumlich2 spe-
zifischere Ergebnisse liefert, zeigt dass der positive Zu-
sammenhang zwischen dem Anteil an älteren Leuten 
und der gewichteten Zersiedelung vor allem in den Ag-
glomerationen des Mittellandes, insbesondere auch um 
die Kernstädte (mit Ausnahme von Basel) überhaupt 
statistisch signifikant ist. 
	 Auch wenn unsere Studie nicht spezifisch die Wohn-
situation im Alter untersucht, sollten wir die Folge-
rung, dass ältere Leute die Zersiedelung fördern, in ei-
nem grösseren Kontext interpretieren. Wir vermuten, 
dass unsere Ergebnisse nicht damit zusammenhängen, 
dass ältere Leute mehr Fläche verbauen, vielmehr ge-
hen wir davon aus, dass ältere Leute auch dann in ih-
ren Wohnungen und Häusern bleiben, wenn sich die fa-
miliäre Situation geändert hat. So zum Beispiel, wenn 
die Kinder aus dem Haus ausziehen oder die Partnerin/
der Partner in ein Pflegeheim muss oder verstirbt. Dann 
wird aus der ehemalig gut genutzten Wohnung ein Ein-
personenhaushalt mit, im Vergleich zur früheren Situa
tion, sehr hohem Flächenverbrauch pro Person. So ist 
der Anteil Einzelpersonenhaushalte mit über 45% in der 
Altersklasse 65+ höher als in allen anderen Altersklas-
sen (BFS, 2013). 

FAZIT

Im Wissen darum, dass unsere Modelle nur einen be-
grenzten Teil der Wirklichkeit abbilden können und 
wir viele Themen, die direkt und indirekt mit der Sied-

lungsentwicklung zusammenhängen, auslassen, wie 
zum Beispiel die Raumplanungspolitik in den einzelnen 
Gemeinden, die Entwicklung von Hypothekarzinsen, 
Mieten und den Einfluss der Bauwirtschaft, möchten 
wir abschliessend einige Schlussfolgerungen für eine 
nachhaltige Siedlungsentwicklung ziehen. 
	 Der Ausbaustandard von Verkehrsinfrastruktur und 
die damit einhergehende Erreichbarkeit stehen in ei-
nem komplexen Zusammenhang mit der Siedlungsent-
wicklung. Gute Erreichbarkeit ermöglicht eine Tren-
nung verschiedener Nutzungen über längere Distanzen; 
so können Wohn- und Arbeitsort überhaupt erst räum-
lich getrennt werden. Gute Erreichbarkeit wirkt sich 
aber zum Beispiel auch über Wertsteigerung von Im-
mobilien und Boden (siehe z.B. Ibeas et al. 2012) auf die 
Siedlungsentwicklung aus. Gleichzeitig stellt sich ins-
besondere beim Zusammenspiel zwischen Erreichbar-
keit und Siedlungsentwicklung die Frage nach Ursache 
und Wirkung. Auch wenn unsere Studie diese Komple-
xität nicht vollständig abbilden kann, so gibt sie doch 
einen starken Hinweis darauf, dass eine bessere Er-
schliessung mittelfristig die Zersiedelung begünstigt. 
Dass die Raumplanung die Siedlungsentwicklung zu-
nehmend mit der Verkehrsentwicklung koordiniert, ist 
demnach im Sinne der Ergebnisse unserer Studie.
	 Zersiedelung ist zu einem erheblichen Teil auch 
eine Folge des Lebensstils und viele Massnahmen da-
her wohl eher Symptombekämpfung. Einschneidende 
Massnahmen werden daher den Lebensstil betreffen 
und sind wohl eher unpopulär. Es braucht vermutlich 
auch noch mehr «weiche» Massnahmen, wie Vorbilder 
und Informationskampagnen betreffend Wohnformen, 
Verkehrsverhalten usw. So könnte zum Beispiel auch 
die Debatte um altersgerechtes Wohnen stärker mit der 
Siedlungsfrage allgemein verknüpft werden. 
	 Als Letztes erwähnt seien hier die Ergebnisse des 
räumlichen Models, welche zeigen, dass die Zersiede-
lung stark von Entwicklungen in der grösseren nach-
barschaftlichen Umgebung geprägt ist und es daher 
angezeigt ist, in einem regionalen, nachbarschaftli-
chen Rahmen zu denken und zu handeln. Entsprechend 
werden zum Beispiel isolierte raumplanerische Mass-
nahmen einzelner Gemeinden nicht unabhängig der 
Situation und den Entwicklungen in anderen Gemein-
den einer Region wirken. Eine starke regionale Koordi-
nation in der Siedlungsplanung ist für eine nachhaltige 
Siedlungsentwicklung unabdingbar. 

2 – Die Ergebnisse der GWR Analyse sind räumlich spezifischer da für einzelne 
Gemeinden separate Regressionen geschätzt werden. Die statistische Unsi-
cherheit ist jedoch so viel grösser, dass wir die Ergebnisse dieser Analyse nur 
ergänzend erwähnen aber nicht präsentieren.
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Einwanderung  
und der Immobilienmarkt  
in der Schweiz

Von Daniela Häcki

zwar als Kontrollvariablen im statistischen Modell in-
tegriert, jedoch nicht weiter analysiert wurden. 
	 Der Effekt der Immigration auf den Immobilien-
markt wurde bereits in früheren Studien untersucht. 
Degen und Fischer (2010) finden für die Schweiz wäh-
rend einer Periode mit moderatem Preiswachstum ei-
nen signifikanten Zusammenhang und können über die 
Hälfte des Preiswachstums durch die Immigration er-
klären. Andere Forscher finden auch für die USA und 
Kanada signifikante Effekte der Zuwanderung auf Im-
mobilienpreise (Saiz 2007; Ottaviano und Peri 2007). 
Gonzalez und Ortega (2013) untersuchen für Spanien 
auch den Zusammenhang zwischen der Zuwanderung 
und der Bautätigkeit. Sie finden einen nahezu propor
tionalen Effekt der Immigration auf die Bautätigkeit wie 
auch auf das Preiswachstum und können damit etwa 
die Hälfte des Wachstums der Anzahl an Wohneinhei-
ten und rund ein Viertel des Preiswachstums auf die Zu-
wanderung zurückführen. 

2.  DATEN UND AKTUELLE ENTWICKLUNGEN

Die Analyse wird auf der Ebene von MS-Regionen 
durchgeführt, wobei MS-Regionen mit weniger als 
24 000 Einwohner ausgeschlossen werden. Es verblei-
ben 85 MS-Regionen, welche Gegenstand der Unter-
suchung sind. MS-Regionen sind Mikro-Regionen der 
Schweiz zur einheitlichen Analyse von Wirtschaft und 
Politik (MS = mobilité spatiale). Für alle Variablen wer-
den Jahresdaten herangezogen. Die Transaktionspreis-
indizes für Einfamilienhäuser und Eigentumswohnun-
gen wurden von Wüest & Partner zur Verfügung gestellt. 
Die Daten zur Einwanderung und zur Bautätigkeit wur-
den vom Bundesamt für Statistik auf Ebene der Ge-
meinden bezogen und zu MS-Regionen aggregiert. Die 
Zahlen zu den registrierten Arbeitslosen für alle MS-Re-
gionen stammen vom Staatssekretariat für Wirtschaft 
und die Daten zum Einkommen von der Eidgenössi-
schen Steuerverwaltung. Weitere Daten für Kontrollva-
riablen wurden ebenfalls vom Bundesamt für Statistik 
bezogen. 
	 Vor der Beschreibung des statistischen Modells so-
wie der Resultate werden die zugrunde liegenden Da-
ten und damit die Entwicklung des Immobilienmark-
tes und der Zuwanderung genauer betrachtet. Über 
die lange Frist (Preisentwicklung seit 1990) unterlagen 
Schweizer Immobilien im internationalen Vergleich ei-
nem geringen Preiswachstum (Borowiecki 2012; BFS). 
Während die Immobilienpreise in der Finanzkrise in den 
meisten entwickelten Ländern zurückgingen, setzte 
sich das Preiswachstum in der Schweiz fort. In der Un-

Statistische Berechnungen zeigen einen 
deutlichen Effekt der Zuwanderung auf das 
Preiswachstum von Wohneigentum. Zwi-
schen der Immigration und der Bautätigkeit 
kann hingegen kein Zusammenhang gefun-
den werden. Dieses Ergebnis unterscheidet 
sich von ähnlichen Untersuchungen anderer 
Länder und ist vermutlich auf eine hohe 
Bevölkerungsdichte und eine beschränkte 
Verfügbarkeit an Bauland in den Zentren 
zurückzuführen. 

1.  EINLEITUNG

Die Schweiz hat in den vergangenen Jahren eine hohe 
Zuwanderung aus dem Ausland erfahren. In dersel-
ben Periode sind auch die Immobilienpreise stark an-
gestiegen. Damit sind die Themen Einwanderung und 
Immobilienpreise in der Schweiz hochaktuell. Das hohe 
Wachstum der Immobilienpreise ist regelmässig Gegen-
stand im öffentlichen Diskurs. Es stellt sich die Frage 
einer Überbewertung der Immobilien, was das Risiko 
einer Blasenbildung bergen könnte. Die Zuwanderung 
und das lang anhaltend tiefe Zinsniveau werden dabei 
oft als Treiber der Häuserpreise genannt.  
	 Der vorliegende Beitrag analysiert den Effekt der Zu-
wanderung auf den Schweizer Immobilienmarkt. Dabei 
orientiert sich die Vorgehensweise an einer Studie der 
SNB mit älteren Daten (Degen & Fischer 2010). Mit der 
Untersuchungsperiode von 2007 bis 2013 wird ein Zeit-
raum gewählt, in welchem die Zuwanderung deutlich 
höher ausfiel als in der Vergangenheit. Auch das Preis-
wachstum der Wohnimmobilien sowie die Bautätigkeit 
waren während dieser Phase erhöht.
	 Im Sinne einer Abgrenzung sei erwähnt, dass andere 
Einflussfaktoren, wie beispielsweise das Einkommen, 
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tersuchungsperiode von 2007 bis 2013 sind die Preise 
von Einfamilienhäusern durchschnittlich um 3,3  Pro-
zent pro Jahr gestiegen, der jährliche Preisanstieg von 
Eigentumswohnungen betrug im Durchschnitt 5,6 Pro-
zent. Im langfristigen Vergleich war das Preiswachstum 
in der Untersuchungsperiode damit überdurchschnitt-
lich. Als Gründe für das erhöhte Preiswachstum werden 
oft die anhaltend tiefen Zinsen und die hohe Einwande-
rung genannt. 
	 Auch die Bautätigkeit im Bereich der Wohnliegen-
schaften war während der Untersuchungsperiode 
im Vergleich zu den Jahren davor deutlich erhöht und 
zeigte einen klaren Trend nach oben. Während im Jahr 
2001 weniger als 30 000 neue Wohneinheiten entstan-
den sind, waren es im Jahr 2013 über 55 000. 
	 Letztlich war die Untersuchungsperiode auch von ei-
ner starken Zunahme der Einwanderung geprägt. Wäh-
rend die absolute Zahl der Einwanderer deutlich höher 
ausfiel als zuvor, zeigte sich durch das Personenfreizü-

gigkeitsabkommen auch eine Verschiebung in der Zu-
wanderung. Während in den Neunzigerjahren 50 bis 
60  Prozent der Einwanderer aus Drittstaaten kamen, 
stammten zwischen 2007 und 2013 rund 70 Prozent aus 
der EU. Zudem erfolgte eine Verschiebung hin zu höher 
qualifizierten Arbeitskräften (Müller-Jentsch und Zür-
cher 2008). 
	 Sowohl in der Preisentwicklung von Wohneigen-
tum und der Bautätigkeit wie auch in der Immigration 
zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen MS-Regionen. Für alle Daten wurde das 
durchschnittliche jährliche Wachstum (bzw. die Netto
zuwanderung in Prozent der Gesamtbevölkerung) für 
alle MS-Regionen berechnet und in fünf gleich grosse 
Kategorien (Quintile) aufgeteilt. Folgende Karten (Ab-
bildung  1) veranschaulichen die regionalen Unter-
schiede, wobei die dunkler eingefärbten Regionen 
höhere Wachstumsraten (Einwanderungszahlen) dar-
stellen. 

ABBILDUNG 1: Regionale Unterschiede im Preiswachstum, der Bautätigkeit und der Nettozuwanderung.

1) Preisentwicklung

4,48%–6,24%
3,47%–4,48%
2,73%–3,47%
2,16%–2,73%
0,81%–2,16%

2) Bautätigkeit

1,93%–2,71%
1,58%–1,93%
1,20%–1,58%
0,79%–1,20%
–0,28%–0,93%

3) Nettozuwanderung

1,26%–2,19%
0,94%–1,26%
0,76%–0,94%
0,60%–0,76%
0,18%–0,60%
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	 Es fällt auf, dass die Preise in Zentrumsregionen stär-
ker als in ländlichen Gebieten angestiegen sind. Insbe-
sondere um den Genfersee, in der Region Zürich und in 
der Zentralschweiz sind die Preise überdurchschnitt-
lich angestiegen. In diesen Regionen hatte das er-
reichte Preisniveau gegen Ende der Untersuchungspe-
riode zunehmend eine bremsende Wirkung, sodass sich 
die Nachfrage teilweise in die zentrumsnahe Peripherie 
verlagerte, wo das Preisniveau noch moderater war. 
	 Karte zwei mit der Bautätigkeit (Anzahl neue Wohn-
einheiten) zeigt ein anderes Bild. Die Karte macht deut-
lich, dass in den Zentren Zürich, Basel und Genf nur 
sehr wenige neue Wohneinheiten entstehen und das 
Platzangebot bereits grösstenteils ausgeschöpft ist. Am 
meisten wurde in der zentrumsnahen Peripherie, ins-
besondere in der Westschweiz, im Wallis, rund um Zü-
rich und im Raum Zentralschweiz gebaut. 
	 Die dritte Karte zeigt, dass die Nettozuwanderung 
(im Verhältnis zur Bevölkerung) in den Zentren, um den 
Genfersee und in den Tourismusregionen Wallis und 
dem Kanton Graubünden am höchsten war. Im Ver-
gleich mit der ersten Karte ist zu sehen, dass die Regio
nen mit einer hohen Zuwanderung grösstenteils auch 
ein überdurchschnittliches Wachstum der Häuserpreise 
aufweisen. Der Vergleich mit Karte 3 macht deutlich, 
dass die Regionen mit einer hohen Zuwanderung nicht 
zwingend auch die Regionen sind, in welchen am meis-
ten gebaut wird. Insbesondere in den Städten Genf und 
Zürich ist die Zuwanderung sehr hoch, während dort 
nur wenige neue Wohneinheiten erstellt werden. In 
der Region Zug sowie in peripheren Gebieten um den 
Genfersee und in einigen Tourismusregionen hinge-
gen ist sowohl die Zuwanderung als auch die Bautätig-
keit hoch. Folglich versucht man wahrscheinlich dort 
zu bauen, wo die Nachfrage hoch ist und genügend Bau-
land zur Verfügung steht. Wo die Bevölkerungsdichte 
bereits sehr hoch ist und kaum Bauland zur Verfügung 
steht, steigen die Preise tendenziell stärker an. In die-
sen Regionen wird mit Neubauten vermehrt auf gut er-
schlossene, benachbarte Regionen ausgewichen.

3.  METHODIK UND ERGEBNISSE

Bei der Untersuchung des Einwanderungseffektes auf 
die Immobilienpreise ist zu beachten, dass beide Fak-
toren sich wahrscheinlich gegenseitig beeinflussen. Mit 
anderen Worten ist zu erwarten, dass nicht nur die Ein-
wanderung in einer Region einen Effekt auf die Preise in 
dieser Region hat, sondern dass auch die Preise in einer 
Region die Zuwanderung in dieser Region beeinflussen. 
Aus diesem Grund würde eine einfache OLS-Regression 

zu verzerrten Ergebnissen führen. Um den Effekt von 
der Immigration auf die Preise zu untersuchen, wird in 
Anlehnung an die bestehende Literatur (Card 2001; Saiz 
2007 und weitere) ein Instrumentalvariablenansatz ge-
wählt. Das Instrument wird dabei anhand der Vertei-
lung der Immigranten nach Herkunftsland aus dem Jahr 
1997 gebildet. Das Jahr 1997 wird gewählt, damit die 
Ergebnisse direkt mit den Untersuchungen von Degen 
und Fischer (2010) vergleichbar sind, welche das Ins-
trument ebenfalls mit Daten aus dem Jahr 1997 bilde-
ten. Die Idee dahinter besteht darin, dass die Wahl des 
Wohnortes von Immigranten oft davon beeinflusst ist, 
wo bereits viele der eigenen Landsleute leben. Die ak-
tuellen jährlichen Einwanderungszahlen werden nach 
Herkunftsland anhand des Einwanderungsmusters von 
1997 auf die MS-Regionen verteilt. Das so gebildete In-
strument korreliert mit der effektiven Einwanderung je 
MS-Region und ist sowohl von der aktuellen Preisent-
wicklung der Immobilien als auch von anderen aktu-
ellen ökonomischen Entwicklungen unabhängig. Somit 
kann die Variation in der Nettozuwanderung in einen 
exogenen Teil, basierend auf dem Einwanderungsmus-
ter aus dem Jahr 1997, und in eine endogene Residual-
Komponente aufgeteilt werden. Dadurch kann der Ef-
fekt von der Immigration auf die Preise (wie auch auf 
die Bautätigkeit) isoliert werden. 

Das grundlegende Modell für die Regressionsanalyse 
mit Paneldaten sieht wie folgt aus:

∆pit = µt + β(NZit / POPit-1) + ˠ1∆uit-1 + ˠ2Xi + εit

•	 ∆pit = jährliche prozentuale Veränderung der Immo-
bilienpreise in der Region i zum Zeitpunkt t (wird 
bei der Untersuchung des Einwanderungseffektes 
auf die Anzahl Wohneinheiten durch ∆qit ersetzt)

•	 (NZit / POPit-1) = Nettozuwanderung relativ zur Ge-
samtbevölkerung zum Zeitpunkt am Ende des vor-
angehenden Jahres für Region i (Einwanderungsef-
fekt)

•	 ∆uit = Veränderung der Anzahl an Arbeitslosen di-
vidiert durch die Gesamtbevölkerung (um ein Jahr 
verzögerte Werte) 

•	 µt = jährlicher Trend, welcher für alle Regionen iden-
tisch ist (year fixed effects) 

•	 Xi = Kontrollvariablen (Einkommen, neu geschaf-
fene Arbeitsplätze, Gemeindegrössen, Gemeindety-
pologie, Sprache, Ressourcenindex)

•	 εit = Fehlerterm
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Das Hauptinteresse liegt auf dem Koeffizienten β. Dieser 
wird als die prozentuale Veränderung der Immobilien-
preise interpretiert, welche durch eine Nettozuwande-
rung in der Höhe von einem Prozent der Gesamtbevöl-
kerung resultiert. 
	 Die Regressionen werden jeweils mit Preisindizes für 
Einfamilienhäuser, für Eigentumswohnungen und mit 
der Anzahl an Wohneinheiten (Bautätigkeit) als abhän-
gige Variable geschätzt.

Die formelle Bildung des Instruments sieht wie folgt aus:

Instrument = λci
1997 NZct / POPit-1,  

wobei  λci
1997 = (Ici

1997 / Ic
1997)

•	 λci
1997 = Anteil der Immigranten aus dem Herkunfts-

land c mit Wohnort in Region i im Jahr 1997
•	 NZct = jährliche Nettozuwanderung aus Herkunfts-

land c auf nationaler Ebene

Tabelle 1 zeigt die Instrumentalvariablenschätzungen 
(IV-Schätzungen) für Einfamilienhäuser, Eigentums-
wohnungen und die Anzahl Wohneinheiten als abhän-
gige Variable.

	 Eine Nettozuwanderung von einem Prozent der Ge-
samtbevölkerung einer Region ist laut Schätzung 
mit einem Preisanstieg bei Einfamilienhäusern von 
1,54 Prozent verknüpft und mit einem Preisanstieg bei 
Eigentumswohnungen von 1,62  Prozent. Der höhere 
Koeffizient bei den Eigentumswohnungen ist konsis-
tent mit der Tatsache, dass die Preise von Eigentums-
wohnungen über die Periode von 2007 bis 2013 stärker 
als die Preise von Einfamilienhäusern angestiegen sind. 
Alle Koeffizienten für die Nettozuwanderung sind sig
nifikant (das Signifikanzniveau wurde mit Sternen ne-
ben der Standardabweichung gekennzeichnet, * = 90% / 
 ** = 95% / *** = 99%).
	 Die Koeffizienten der ersten Stufe der IV-Schätzun-
gen zeigen einen deutlichen Zusammenhang zwischen 
der effektiven Nettozuwanderung und dem Instrument. 
Entsprechend wird die Wahl des Wohnortes bei Im-
migranten auch in der Schweiz von den bereits in der 
Schweiz ansässigen Landsleuten beeinflusst. Auch die 
Werte der F-Tests bestätigen diesen Zusammenhang, 
entsprechend handelt es sich nicht um ein schwaches 
Instrument. Das R-Quadrat zeigt an, welchen Anteil in 
der Variation der abhängigen Variable (Preisentwick-
lung oder Bautätigkeit) durch das Modell erklärt wer-
den kann. 

Instrumentalvariablenschätzungen
Abhängige Variable: d.ln_EFH / d.ln_EWG / d.ln_Wohneinheiten

EFH EWG
Wohneinheiten 
(1 Lag)

Wohneinheiten 
(2 Lags)

2. Stage: abhängige Variable = ∆ln_pit / qit

NZ / Bevölkerung
1,541
(0,510)**

1,617
(0,575)**

0,141
(-0,236)

0,16
(-0,179)

∆uit-1
-0,11
(-0,649)

0,78
(-0,699)

0,065
(-0,178)

0,032
(-0,181)

Year FE ü ü ü ü

1. Stage: abhängige Variable = NZ / Bevölkerung

Instrumentit (clustering)
0,729
(0,093)***

0,729
(0,093)***

0,566
(0,149)***

0,713
(0,143)***

Beobachtungen 510 510 336 336

MS-Regionen 85 85 84 84

R2 0,6 0,3 0,25 0,24

F-Test 61,36 61,36 14,51 25,06

TABELLE 1: Ergebnisse der Instrumentalvariablenschätzungen.
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	 Im Vergleich zu den Untersuchungen in anderen 
Ländern sind die Koeffizienten eher hoch. Eine Be-
gründung dafür könnte der tiefe Wohnungsleerstand in 
der Schweiz sein, welcher dazu führen dürfte, dass die 
Preise stärker auf einen unerwarteten Nachfrageschock 
reagieren. 
	 Der Effekt der Nettozuwanderung auf die Anzahl 
Wohneinheiten wird einmal mit einer Verzögerung von 
einem Jahr (Spalte 3: 1 Lag) und einmal mit einer Ver-
zögerung von zwei Jahren (Spalte 4: 2 Lags) untersucht. 
Diese Verzögerung trägt dem Umstand Rechnung, dass 
es eine gewisse Zeit dauert, bis der Bau von neuen 
Wohneinheiten geplant und realisiert ist. Die Untersu-
chungsperiode mit der Anzahl Wohneinheiten als ab-
hängige Variable verringert sich aufgrund der Verfüg-
barkeit der Daten auf die Jahre 2009–2013. Zudem wird 
die MS-Region Basel-Stadt aufgrund einer Veränderung 
in der Datenerhebung aus der Analyse ausgeschlossen. 
	 Insgesamt zeigen die Koeffizienten für die Nettozu-
wanderung kein klares Muster. Sie sind klein und insi-
gnifikant. Obwohl die Werte für den F-Test kleiner sind, 
besteht auch hier nicht das Problem eines schwachen 
Instruments. Entsprechend ist auch bei dieser Schät-
zung die Verwendung des gebildeten Instruments sinn-
voll. Die Ergebnisse zeigen jedoch keinen nachweisba-
ren Effekt auf die Bautätigkeit. 
	 Diese Ergebnisse sind nicht konsistent mit den For-
schungen aus Spanien und weisen darauf hin, dass 
nicht dort am meisten gebaut wird, wo die Immigra-
tion am höchsten ist. Folglich scheint die Zuwande-
rung kein direkter Bestimmungsfaktor für den Bau von 
neuen Wohneinheiten zu sein. Ein möglicher Grund 
für dieses Ergebnis könnte die Bevölkerungsdichte und 
das knappe Angebot an Bauland in den Zentren sein. 
Ein weiterer Grund für den fehlenden Zusammenhang 
könnte in der restriktiven Raumplanung und der Bau-
gesetzgebung zu finden sein. Diese Regelungen könnten 
dazu führen, dass nicht dort gebaut wird, wo die Nach-
frage am höchsten ist, sondern dort, wo es die Gesetz-
gebung zulässt. 
	 Die Robustheit des geschätzten Effektes der Immi-
gration auf die Preisentwicklung wurde anhand von 
mehreren Veränderungen im Modell überprüft. Die Ko-
effizienten von allen Robustheitstests sind signifikant 
und deuten darauf hin, dass die Basisresultate nicht 
sensitiv auf Veränderungen in der Spezifikation sind. In 
einem der Tests wird das Instrument mit dem Immigra-
tionsmuster aus dem Jahr 2002 statt dem Jahr 1997 ge-
bildet. Dabei bleibt der Effekt signifikant und die abso-
luten Koeffizienten ändern sich nur begrenzt. Auch die 
Berücksichtigung einer Verzögerung im Preiseffekt ver-

ändert die absoluten Koeffizienten nur geringfügig und 
die Ergebnisse bleiben signifikant. Einzig die Verände-
rung der Untersuchungsperiode hat einen wesentlichen 
Einfluss auf die Koeffizienten. Dieses Ergebnis ist kon-
sistent mit den Untersuchungen von Degen und Fischer 
(2010), Gonzalez und Ortega (2013) und Stillman und 
Mare (2008) und deutet darauf hin, dass die Einwande-
rung die Preise zwar signifikant beeinflusst, die abso-
lute Höhe des Effektes jedoch nicht generalisierbar und 
beliebig auf andere Perioden übertragbar ist. 

4.  FAZIT

Laut den Resultaten der IV-Schätzungen ist eine Net-
tozuwanderung von 1 Prozent der Bevölkerung mit ei-
nem Preisanstieg bei Einfamilienhäusern um 1,5  Pro-
zent und bei Eigentumswohnungen um 1,6  Prozent 
verknüpft. Um den Preiseffekt der Einwanderung bes-
ser einordnen zu können, wird dieser nun im Kontext 
des durchschnittlichen Preiswachstums über die ge-
samte Periode und über alle 85 MS-Regionen betrachtet. 
Die durchschnittliche Nettozuwanderung über alle un-
tersuchten MS-Regionen betrug jährlich rund 0,9 Pro-
zent der Gesamtbevölkerung. Entsprechend betrug der 
Effekt der Nettozuwanderung auf Einfamilienhäuser 
über alle Regionen 0,9 * 1,5 ≈ 1,39. Damit können wäh-
rend der Untersuchungsperiode von 2007 bis 2013 rund 
43  Prozent (1,39 / 3,2 ≈ 0,43) des Preiswachstums bei 
Einfamilienhäusern auf den Nachfrageeffekt durch die 
Zuwanderung zurückgeführt werden. Bei den Eigen-
tumswohnungen kann rund ein Drittel des gesamten 
Preiswachstums durch den Einwanderungseffekt er-
klärt werden. Für die Periode von 2001 bis 2006 kön-
nen Degen und Fischer (2010) bei Einfamilienhäusern 
rund 60 Prozent des Preiswachstums durch die Zuwan-
derung erklären, bei Eigentumswohnungen waren es 
rund 35 Prozent. Der Vergleich mit dieser früheren Stu-
die zeigt, dass der Einwanderungseffekt auf die Preise 
von Wohneigentum in der Schweiz zwischen 2007 und 
2013 etwas kleiner war als in einer Periode mit einem 
geringeren Preiswachstum und einer deutlich tieferen 
Zuwanderung. In beiden Phasen scheint der Einwan-
derungseffekt tendenziell grösser zu sein als in ande-
ren Ländern. Zudem kann ein grösserer Teil der gesam-
ten Preissteigerungen durch die Zuwanderung erklärt 
werden.
	 Während der Effekt der Einwanderung auf die Preise 
von Wohneigentum relativ deutlich ausfällt, kann zwi-
schen der Einwanderung und der Anzahl an Wohn-
einheiten kein Zusammenhang gefunden werden. Die 
Resultate zeigen, dass in Regionen mit höherer Zuwan-
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derung die Bautätigkeit nicht zwingend erhöht sein 
muss. Die wahrscheinlichsten Erklärungen für den 
fehlenden Zusammenhang in der Schweiz sind die hohe 
Bevölkerungsdichte und das beschränkte Angebot an 
Bauland. Dies gilt insbesondere für einige Zentren, in 
welchen die Zuwanderung vergleichsweise hoch ausge-
fallen ist. Für Spanien kann ein nahezu proportionaler 
Effekt der Einwanderung auf die Anzahl der Wohnein-
heiten gefunden werden. Damit konnte rund die Hälfte 
der Bautätigkeit im Wohnsegment durch die Zuwande-
rung erklärt werden.
	 Der Einwanderungseffekt auf die Preise scheint in 
der Schweiz tendenziell grösser als in anderen Ländern 
zu sein; möglicherweise weil die Schweiz eine höhere 
Bevölkerungsdichte aufweist, das Bauland beschränkt 
ist und die Wohneinheiten aufgrund von strengen 
Raumplanungsgesetzen nicht beliebig ausgedehnt wer-
den können. Dieser Zusammenhang ergibt Sinn, denn 
wenn eine gestiegene Nachfrage nicht durch eine Er-
höhung des Angebotes an Wohneinheiten ausgeglichen 
werden kann, dann steigen die Preise. 
	 Die Untersuchungen haben auch eine gewisse Ten-
denz zu Verlagerungs- und Verdrängungseffekten ge-
zeigt. Aufgrund eines hohen Preisniveaus in den Zentren 
und einer hohen Bevölkerungsdichte wird zunehmend 
in zentrumsnahe Regionen ausgewichen, wodurch sich 
auch die Preisdynamik regional verlagert. Bei tieferen 
Einwanderungszahlen oder anderen negativen Ein-
flussfaktoren könnte dies zu einem Überangebot in die-
sen peripheren Gebieten führen. 
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Ersatzneubau, Erneuerung 
und Verdichtung in  
Zürich – statistische 
Grundlageninformationen  
zu einem aktuellen Thema

Von Urs Rey

fördern. In der Stadt Zürich haben die Stimmberech-
tigten schon 2008 der Verankerung der 2000-Watt-Ge-
sellschaft in der Gemeindeordnung zugestimmt. Damit 
verbunden ist der Auftrag, im Gebäudebereich die Ener-
gieeffizienz zu verbessern und die Verwendung erneu-
erbarer Energien auszubreiten. Auch die Zustimmung 
zum wohnpolitischen Grundsatzartikel durch die Zür-
cher Stimmberechtigten 2011 lässt sich kaum ohne bau-
liche Erneuerung umsetzen. Der angestrebte Drittel ge-
meinnütziger Wohnungen am Mietwohnungsbestand 
kann nur durch die weitere Verdichtung bestehender 
gemeinnütziger Siedlungen erreicht werden.

2.  BAULICHE ERNEUERUNG IN ZAHLEN

Das Ausmass und die Art der baulichen Erneuerung des 
Wohnungsbestandes ist für die Entwicklung der Stadt 
Zürich in gesellschaftlicher, politischer und wirtschaft-
licher Hinsicht von grosser Bedeutung. Trotz dieser ho-
hen Relevanz ist das quantitative Wissen zum Thema Er-
neuerung bisher lückenhaft. Statistik Stadt Zürich setzt 
sich zum Ziel, die vorhandenen statistischen Grundla-
gen zur Untersuchung des Ausmasses und der Folgen 
von Erneuerung auszuwerten. 2015 erschien eine Ana-
lyse zum Ersatzneubau, 2016 zur Verbreitung der bau-
lichen Erneuerung im Wohnbereich und zur damit ver-
bundenen Verdichtung.1 Die Resultate dieser Studien 
werden nachfolgend zusammengefasst. 

Was ist bauliche Erneuerung?
Bauliche Erneuerung ist kein klar definierter Begriff. 
Aus dem ökologischen Blick sind damit primär Erneu-
erungsarbeiten im Bereich der Gebäudehülle und der 
Heizanlage gemeint, die zu energetischer Effizienz füh-
ren. Mietrechtlich interessiert eher, ob eine bauliche 
Massnahme wertvermehrend oder werterhaltend ist. 
Raumplanerisch wiederum ist die mit Erneuerung ver-
bundene Verdichtung der zentrale Aspekt. Im vorlie-
genden Zusammenhang muss vorgängig auch abgeklärt 
werden, ob und wie die statistisch greifbaren Informa-
tionen zu Bauprojekten für Fragen der Erneuerung ver-
wendet werden können. 
	 Für den Umgang mit ihrer Bausubstanz hat die 
Eigentümerschaft von Gebäuden grundsätzlich drei 
Optionen. Sie kann die baulichen Massnahmen mini-
mieren und auf die Instandhaltung beschränken  – da-
mit verbundene kleinere Baumassnahmen werden nicht 

Für die weitere Entwicklung der Stadt 
Zürich ist die Erneuerung und Verdichtung 
der bestehenden Bausubstanz unabdingbar. 
Neue Untersuchungen von Statistik Stadt 
Zürich zeigen, dass das städtische Wachs-
tum bereits seit zehn Jahren stark darauf 
basiert. Ersatzneubau spielt eine wichtige 
Rolle, aber auch Umbauten und Aufsto-
ckungen tragen einiges dazu bei. 

1.  ZÜRICH WÄCHST

Die Stadt Zürich hat eine Periode intensiven Wachstums 
hinter sich. Seit dem Jahr 2000 erhöhte sich die Bevöl-
kerungszahl um fast 50 000 Personen, 40 000 davon al-
lein seit 2007. Dies entspricht einem jährlichen Wachs-
tum von fast 4500 Personen. Und es dürfte in diesem 
Tempo weitergehen. Gemäss den neuen städtischen 
Bevölkerungsszenarien und den Vorgaben des Kan-
tons soll Zürich bis 2030 von heute 412 000 auf gegen 
500 000 Einwohner anwachsen. 
	 Bis vor zehn Jahren wurde das Bevölkerungswachs-
tum vor allem durch das Überbauen der letzten gros-
sen Bauzonenreserven und die Umnutzung grosser 
Industrieareale bewältigt. Dieses Potenzial ist mittler-
weile stark ausgeschöpft. Platz für die neuen Einwoh-
nerinnen und Einwohner muss vor allem durch Ver-
dichtung im Zug der ohnehin anstehenden baulichen 
Erneuerung geschaffen werden – sei dies mittels Ersatz-
neubau oder durch Aufstockung bestehender Bauten.
Das Bevölkerungswachstum ist aber nicht der einzige 
Grund, warum bauliche Erneuerung erwünscht ist: Im 
Zug der Energiewende lancierte der Bund 2010 das «Ge-
bäudeprogramm», um energetische Sanierungen zu 

1 – Rey (2015), Brenner/Rey (2016), Rey (2016). Die Publikationen sind als PDF 
oder Webartikel abrufbar unter <https://www.stadt-zuerich.ch/prd/de/ 
index/statistik/publikationen-angebote/publikationen.html>.
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ABBILDUNG 1: Begriffsabgrenzung Bestandeserneuerung und Neubau.
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als Erneuerung betrachtet. Die beiden anderen bauli-
chen Optionen hingegen schon: zum einen Gesamter-
neuerungen oder planmässige etappenweise Teilerneu-
erungen bestehender Wohnbauten, die nachfolgend als 
«Bestandeserneuerungen» bezeichnet werden. Zum 
anderen der Abbruch und anschliessende Ersatz von 
Wohngebäuden: auch dies ist eine Variante baulicher 
Erneuerung, die im Folgenden als «Wohnersatzbau» 
bezeichnet wird.
	 Als bauliche Erneuerung gelten im vorliegenden Zu-
sammenhang demnach nur Projekte, die zu einer we-
sentlichen Verbesserung der energetischen Wirksam-
keit führen. Kleinere Massnahmen mit marginalem oder 
ohne energetischen Effekt werden nicht als Erneuerung 
betrachtet, zum Beispiel der Anbau eines Wintergartens, 
eine Balkonverglasung, aber auch innere Umbauten wie 
Wohnungszusammenlegungen oder Küchenerneuerun-
gen (Abb. 1).

Welche Daten stehen zur Verfügung?
Die öffentliche Statistik erfasst seit 1948 die bewilli-
gungspflichten Bauprojekte als «Baustatistik» und un-
terscheidet dabei Neubau- und Umbauprojekte. Ab 
2000 wurde darauf abgestimmt und nach einheitlichen 
Richtlinien gesamtschweizerisch ein Gebäude- und 
Wohnungsregister aufgebaut. Seither sind im Wohnbe-
reich grundsätzlich gebäudescharfe Informationen vor-
handen. In der Stadt Zürich ist die Datenlage besonders 
gut, weil hier schon zuvor ein Gebäuderegister geführt 
wurde.

	 Zur Untersuchung der baulichen Erneuerung sind 
diese statistischen Daten aber nicht uneingeschränkt 
verwendbar. Zum einen lassen sich Neubauten auf un-
bebautem Land nicht von Ersatzneubauten unterschei-
den. Dazu müssen die Vorgängerbauten mitberücksich-
tigt werden – Näheres dazu im folgenden Abschnitt. So 
lassen sich die neu erstellten Wohnungen einteilen in 
Neubauten auf unbebautem Land und Ersatzneubau-
ten (vgl. Abb. 1). Ersatzneubauten können aufgrund des 
Vorgängerbaus wiederum klassiert werden in Umnut-
zungen auf dem Areal früherer Industrie-, Lager- oder 
sonstiger Nichtwohngebäude einerseits und eigentliche 
Wohnersatzbauten andererseits. Weil sich unsere Ana-
lysen zur baulichen Erneuerung auf den Wohnbereich 
fokussieren, werden nur Wohnersatzbauten als Teil der 
baulichen Erneuerung betrachtet.
	 Auch bei den umgebauten Gebäuden gemäss Statis-
tik ist nicht eindeutig, ob sie mit der Definition bauli-
cher Erneuerung kompatibel sind. Daher wurden die 
erfassten Umbauten 2010 bis 2015 mit den Baubewilli-
gungen einerseits, mit den Förderanträgen des Gebäu-
deprogramms andererseits vergleichen. Es stellte sich 
heraus, dass die Erfassungspraxis in der Stadt Zürich 
bisher einigermassen einheitlich war. Nur Bauprojekte 
über 50 000 Franken Bausumme oder solche, die mit ei-
ner Änderung der Wohnungszahl oder -fläche verbun-
den waren, führten zu einem Umbaueintrag im Register. 
Die Einträge sind somit nicht ganz mit der Definition 
baulicher Erneuerung kompatibel. Es werden einerseits 
Umbauten erfasst, die keine Erneuerung darstellen, an-

ABBILDUNG 2: Beispiel für Ersatzneubauprojekt mit Umnutzung: Binzallee.

Vorher  2002 Nachher  2013
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ABBILDUNG 3: Ersatzneubauprojekte 2004–2015 nach Art und Grösse des Projekts.
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dererseits fehlen kleinere Erneuerungen im Register. 
Die nähere Untersuchung zeigte aber, dass sich die Un-
terschiede fast aufheben: In der Summe entspricht die 
Zahl umgebauter Wohnungen annähernd den baulichen 
Erneuerungen.

Wie bestimmt man Ersatzneubau?
Grundlage zur Bestimmung der Ersatzneubauten bilden 
die Gebäudeumrisse des Jahres 2002 und die seither re-
gistrierten Abbrüche. Jeder Neubau, dessen Grundflä-
che die virtuelle Umrisslinie eines abgebrochenen Ge-
bäudes schneidet, gilt als Ersatzneubau. Dies zunächst 
unbesehen von der Nutzungsart des abgebrochenen 
und des neu erstellten Hauses. Als Ersatzneubau gilt ein 
Mehrfamilienhaus anstelle einer Villa oder ein Shop-
pingcenter anstelle einer Industriehalle ebenso wie eine 
Wohnüberbauung auf einem früheren Industrieareal 
(Abb. 2). Zur baulichen Erneuerung im Sinn vorlie-
gender Untersuchungen zählen allerdings bloss Wohn-
ersatzbauten, da nur bei solchen Projekten bereits der 
Vorgängerbau ein Wohngebäude und der Ersatz somit 
eine Erneuerungsoption war.
	 Die so definierten einzelnen Ersatzneubauten wer-
den zusammengefasst, wenn sie im Rahmen des glei-
chen Bauprojekts entstanden sind. Daraus resultieren 
für den Zeitraum von 2004 bis Ende 2015 insgesamt 711 
abgeschlossene Ersatzneubauprojekte. 436 davon wa-
ren Wohnersatzprojekte, in deren Rahmen 894 Gebäude 
mit 7429 Wohnungen erstellt wurden. Mit 7532 ist die 
Zahl der Neuwohnungen, die 2004 bis 2015 bei Umnut-
zungsprojekten entstanden, praktisch gleich gross.

3.  ERSATZNEUBAU 2004–2015

Die 711 ermittelten Ersatzneubauprojekte seit 2004 sind 
in Abbildung 3 nach Art und Grösse dargestellt. Ge-
meinsames Merkmal aller Projekte ist, dass vor Beginn 
der Bauarbeiten mindestens ein Gebäude abgebrochen 
wurde. Darüber hinaus sind die Projekte naturgemäss 
sehr heterogen hinsichtlich Grösse, Nutzung und Bau-
trägerschaft. 

Umnutzungs- und Nichtwohnprojekte
Umnutzungs- und Nichtwohnprojekte sind oft von be-
trächtlicher Grösse und konzentrieren sich auf ehe-
maligen Industriearealen. Den Anfang machten in den 
1990er-Jahren die Industriegebiete nordwestlich des 
Bahnhofs Oerlikon, die sich nach einem mehrjährigen 
Planungsprozess bis Mitte des letzten Jahrzehnts all-
mählich in den neuen Stadtteil Neu-Oerlikon verwan-
delten. Seither werden immer mehr frühere Industrie-

areale planerisch entwickelt. Das Hürlimann-Areal, die 
Binz, Escher-Wyss, Leutschenbach, das Zollfreilager 
und bald auch die Manegg stehen heute für neue Stadt-
quartiere mit Hunderten und Tausenden von Bewohne-
rinnen und Bewohnern. 
	 An besonders gut erreichbaren Lagen umgenutz-
ter Industrieareale entstehen auch grosse Wirtschafts
bauten. So wurde aus dem Areal der Papierfabrik an der 
Sihl das Einkaufszentrum Sihlcity mit eigener Bahnsta-
tion, beim Bahnhof Hardbrücke entstand der Prime
tower als Bürohochhaus, und im Vorbahnhofbereich 
machten Lagerschuppen dem Geschäftsviertel Europa
allee Platz.

Wohnersatzprojekte
Wohnersatzprojekte sind in der ganzen Stadt verbrei-
tet. Viele Gebäude stehen auf Parzellen, die aus heuti-
ger Sicht grosszügig ausgelegt sind. Da der Bodenpreis 
in den letzten Jahren stark stieg, baute sich bei Verkäu-
fen Druck auf, die auf dem Land schlummernde Aus-
nützungsreserve zu realisieren. In solchen Fällen sind 
Wohnersatzprojekte die naheliegende Alternative zu 
allfälligen Gesamterneuerungen. Die meisten Wohn-
ersatzprojekte sind verhältnismässig klein. In jedem 
zweiten Projekt wurde ein Einzelgebäude abgebrochen 
und durch ein neues ersetzt. 
	 In den letzten Jahren wurden vermehrt auch ganze 
Wohnsiedlungen ersetzt. 83 Wohnersatzprojekte um-
fassen mindestens 20 Wohnungen, 40 davon über 50, 
und bei 16 Projekten wurden sogar mehr als 100 Woh-
nungen erstellt. Besonders verbreitet sind solche gros-
sen Siedlungsersatzprojekte am Fuss des Uetlibergs so-
wie im Norden der Stadt.

Genossenschaften ersetzen Siedlungen
Der Wohnungsbau in der Stadt Zürich entwickelte sich 
in den letzten zehn Jahren sehr dynamisch (Abb.  4). 
Jährlich entstanden zwischen 1200 und 2500 Wohnun-
gen, 2015 sogar über 3200. Seit 2011 wurden Rekord-
summen investiert, von denen der Grossteil in Ersatz-
neubauprojekte floss. Gegen 80 Prozent aller neuen 
Wohnungen entstanden nach einem Abbruch – bei Wei-
tem mehr als in den anderen Städten der Schweiz: Jeder 
zweite Ersatzneubau in der Schweiz dürfte innerhalb 
der Grenzen der Stadt Zürich stattgefunden haben. Seit 
2011 fällt besonders die starke Verbreitung von Wohn-
ersatzbauten ins Auge; in den meisten Jahren wurden in 
Zürich über 1000 solche Wohnungen fertiggestellt. Be-
sonders aktiv waren dabei die Wohnbaugenossenschaf-
ten. Wenn nur grosse Bauprojekte ab 50 Wohnungen 
berücksichtigt werden, erstellten Baugenossenschaf-
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2 – Zum Beispiel Gebäudeprogramm (2010), 2. – TEP Energy GmbH überprüfte 
die Ein-Prozent-Erneuerungsquote anhand eines stichprobenbasierten Ge-
bäudeparkmodells und ermittelte für den Zeitraum 2004 bis 2015 gesamt-
schweizerisch eine energetische Erneuerungsrate für Gebäudehüllen zwi-
schen 0,8% und 1,2% für den Gebäudepark mit Baujahr bis 1990. Vgl. Jakob 
et. al. (2014), 21 f.

ten seit 2008 dreimal mehr Einheiten im Rahmen von 
Wohnersatzprojekten als Privateigentümer. In den letz-
ten Jahren haben sich aber auch grosse institutionelle 
Liegenschafteneigentümer vermehrt dem Wohnersatz-
bau zugewandt. 

Privatpersonen erstellen Stockwerkeigentum 
Bei kleineren Wohnersatzprojekten (unter 50 Wohnun-
gen) kommt dagegen die grosse Wertschätzung privater 
Bauherren für das Stockwerkeigentum zum Ausdruck. 
Jede dritte Neuwohnung in solchen Projekten gelangt 
als Eigentumswohnung auf den Markt. In 80  Prozent 
dieser Fälle waren die abgebrochenen Gebäude zuvor 
im Besitz natürlicher Personen oder von Erbengemein-
schaften. Charakteristisch für solche Projekte ist eine 
besonders grosse bauliche Verdichtung und ein erhöh-
ter Wohnflächenverbrauch pro Person. 

4.  BAULICHE ERNEUERUNG 2000–2015

In Fachkreisen wird heute eine aktuelle Erneuerungs-
quote von rund einem Prozent des Wohnungsbestan-
des pro Jahr angenommen, die es zu steigern gelte, um 

die energiepolitischen Ziele zu erreichen.2 Es handelt 
sich dabei aber um einen Erfahrungswert, von dem sich 
kaum zurückverfolgen lässt, wie er entstanden ist oder 
welche Annahmen dieser Zahl zugrunde liegen. 

Erneuerungsquote: 1,48% mit steigender Tendenz
Zur Bestimmung der Erneuerungsquote in der Stadt 
Zürich wurde ermittelt, welcher Anteil des Wohnungs-
bestandes 2000 bis Ende 2015 erneuert wurde. Vom 
entsprechenden Grundbestand von rund 190 000 Woh-
nungen wurden bis 2015 34 600 Wohnungen umgebaut 
und 7500 abgebrochen. Das entspricht einer mittleren 
jährlichen Erneuerungsquote von 1,48 Prozent  – fast 
anderthalb mal so viel wie meistens angenommen. Da-
von beträgt die Abbruchquote 0,26 Prozent, die Quote 
der Bestandeserneuerung 1,22 Prozent.

ABBILDUNG 4: Neu erstellte Wohnungen in der Stadt Zürich 2004–2015 nach Art des Neubaus.
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	 Die Zahl der bestandeserneuerten Wohnungen hat im 
Zeitverlauf grundsätzlich zugenommen (Abb.  5). Wur-
den im Jahrmittel 2000 bis 2002 noch weniger als 2000 
Wohnungen erneuert, waren es zwischen 2011 und 2014 
über 3000. Allerdings sind auch grössere Schwankun-
gen festzustellen. Schon von 2004 bis 2007 wurden über 
3000 erneuerte Wohnungen pro Jahr gezählt. 2008 bis 
2010 gingen die Erneuerungen aber wieder kontinuier
lich zurück. Die darauffolgende neuerliche Anstiegs-
phase dauerte bis 2014, aber 2015 fiel die Zahl erneuer-
ter Wohnungen wieder auf die 2000er-Marke. 
	 Eigentümerschaften wählen bei sanierungsbedürfti-
gen Liegenschaften immer öfter die Alternativstrategie 
Ersatzneubau. Die Bestandeserneuerung muss deshalb 
zusammen mit dem Wohnersatzbau betrachtet wer-
den, der ab 2004 kontinuierlich und seit 2011 besonders 
stark anstieg. Der Wohnersatzbau erhöht die Erneue-
rungsquote deutlich. Gesamthaft betrachtet schwankt 
sie heute eher um die Zwei-Prozent-Marke.

Bauten aus 1970ern erneuert, aus 1940ern ersetzt
Die Aufschlüsselung nach dem Gebäudealter zeigt, dass 
Bauten aus den 1970er-Jahren am intensivsten erneuert 
werden  – wenig erstaunlich, denn wichtige Gebäude-

teile weisen nach dreissig Jahren grossen Sanierungsbe-
darf auf. Ebenfalls überdurchschnittlich ist die Erneue-
rungsquote bei Gebäuden aus den 1940er-Jahren. Viele 
dieser Bauten wurden aber nicht saniert, sondern gleich 
ganz ersetzt: Die Ersatzneubauquote liegt bei über 
0,8 Prozent pro Jahr; das ist mehr als doppelt so hoch 
wie bei allen anderen Bauperioden.
	 Das Erneuerungsverhalten der verschiedenen Eigen
tumsgruppen ist sehr unterschiedlich. Wird der ge-
samte Bestand betrachtet (Abb.  6 links), werden Ge-
bäude im Besitz der öffentlichen Hand mit 2,18 Prozent 
besonders intensiv erneuert. Ebenfalls klar überdurch-
schnittlich ist die Quote der Baugenossenschaften. 
Letztere sind deutlich abbruchfreudiger als die öffentli-
che Hand, denn fast jede zehnte Genossenschaftswoh-
nung ist in den vergangenen 15 Jahren einem Neubau 
gewichen, was einer Ersatzneubauquote von 0,67 Pro-
zent entspricht. 

Wenig Erneuerung im Stockwerkeigentum
Am andern Ende des Spektrums sind die Wohnungen 
im Stockwerkeigentum. Die jährliche Erneuerungs-
quote liegt mit 0,62 Prozent markant tiefer als bei den 
anderen Eigentumsgruppen. Hierin spiegeln sich die 

ABBILDUNG 5: Erneuerte Wohnungen in der Stadt Zürich 2000–2015 nach Art der Erneuerung.
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erneuerungshemmenden Charakteristika vieler Stock-
werkeigentumsgemeinschaften: ein knapp dotierter 
Erneuerungsfonds und die schwierige Willensbildung 
beim Entschluss zu einer Totalerneuerung. Ersatzbau-
ten von Gebäuden im Stockwerkeigentumsbauten sind 
erst recht kaum vorstellbar. 
	 Bis zu einem gewissen Grad ist die tiefe Erneuerungs-
quote auch durch das niedrige Durchschnittsalter der 
Eigentumswohnungen erklärbar. Stockwerkeigentum 
kann in der Schweiz erst seit 1965 begründet werden, 
und bis 1990 wurden in der Stadt Zürich nur wenig ent-
sprechende Objekte gebaut. Das Bild ändert sich aber 
wenig, wenn man die Erneuerungsquote nur für Bau-
perioden mit vermutetem Sanierungsbedarf betrach-
tet (Abb. 6 rechts). Eigentumswohnungen mit Baujahr 
zwischen 1961 und 1975 wurden fast gar nicht erneuert. 
Und auch bei Gebäuden mit Baujahr zwischen 1946 und 
1960 ist die Erneuerungsquote im öffentlichen und ge-
nossenschaftlichen Eigentum klar höher als bei den an-

ABBILDUNG 6: Durchschnittliche jährliche Erneuerungsquote in der Stadt Zürich 2000–2015 nach Art der Erneuerung, Eigentumsart und Bauperiode.
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deren Bauträgern, wobei der hohe Ersatzbauanteil den 
Unterschied ausmacht. Andere Privatgesellschaften 
und Privatpersonen engagierten sich etwas stärker bei 
Erneuerungen. Erst seit wenigen Jahren wenden sich 
institutionelle Eigentümer verstärkt dem Ersatzbau zu.

5.  ERNEUERUNG UND VERDICHTUNG 2000–2015

Mit der baulichen Erneuerung geht ein klarer Trend zur 
Verdichtung einher. Der Grad der Verdichtung unter-
scheidet sich je nachdem, ob Wohnungszahl, Wohn-
fläche oder Bewohnerzahl gemessen werden. Die 
Wohnfläche wächst bei einem durchschnittlichen Er-
neuerungsprojekt um 22,8 Prozent, die Wohnungszahl 
hingegen nur um 7,9 Prozent. Die Bewohnerzahl wächst 
im Mittel um 19,0 Prozent und liegt somit dazwischen. 
Das bedeutet: Die Wohnungen werden im Zug der Er-
neuerung grösser; die Belegung hält damit nicht ganz 
Schritt.
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ABBILDUNG 7: Entwicklung der Bewohnerzahl auf dem bereits im Jahr 2000 mit Wohnungen bebauten Gebiet der Stadt Zürich 2000–2015 nach Art der 
Erneuerung.
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Hohe Verdichtung durch Wohnersatzbau
Wohnersatzbauten bewirkten insgesamt eine Verdop-
pelung der Wohnfläche, während sich die Bewohner-
zahl nur um knapp 70 Prozent erhöhte – Wohnersatzbau 
führt also tendenziell zu einem höheren Flächenkon-
sum. Das ist nicht verwunderlich, denn Ersatzneubau 
wird oft dort einer baulichen Erneuerung vorgezogen, 
wo die Grundrisse unzeitgemäss sind und nicht ohne 
Weiteres umgebaut werden können. Die durchschnitt-
liche Wohnfläche pro Person betrug in abgerissenen Ge-
bäuden nur 34,0 Quadratmeter und erhöhte sich durch 
den Neubau auf 42,7 Quadratmeter. Dies bei einem 
städtischen Durchschnitt von 39,0 Quadratmeter.

	 Bestandeserneuerung führt zu einer Verdichtung an-
derer Art. Die Wohnfläche erneuerter Gebäude erhöhte 
sich im 15-jährigen Betrachtungszeitraum um 9,2 Pro-
zent, die Einwohnerzahl sogar um 10,2  Prozent. Die 
Wohnfläche pro Person ging damit leicht von 39,5 auf 
39,1 Quadratmeter zurück. Bauliche Anpassungen kön-
nen also zu erhöhter Belegung führen. 
	 Bestandeserneuerung ist somit etwas zielführen-
der hinsichtlich eines moderaten Flächenkonsums: 
36 Quadratmeter zusätzlicher Wohnfläche führen zu ei-
ner zusätzlichen Person; im Wohnersatzbau braucht es 
durchschnittlich 55  Quadratmeter. Die beiden Arten 
von Erneuerung sind aber nicht vergleichbar; sie ge-
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3 – Vgl. zum Beispiel Vaccani (2014).

ben Antworten auf unterschiedliche Situationen. Total
erneuerungen können durch gezielte Grundrissopti-
mierungen ältere, unternutzte Wohnungen attraktiv für 
grössere Haushalte machen.3 Wo die Ausnützungsre-
serven hoch oder die Altbauten strukturell problema-
tisch sind, erlauben hingegen Wohnersatzbauten eine 
starke bauliche Verdichtung, was für die Umsetzung der 
raumplanerischen Ziele in der Stadt unerlässlich ist.

Umschlag im Jahr 2005
Anhand der Einwohnerentwicklung kann die zeitli-
che Dynamik der Erneuerung gut nachverfolgt werden 
(Abb. 7). Der Verdichtungseffekt durch die Erneuerung 
schlägt sich erst ab 2005 in einer wachsenden Bewoh-
nerzahl nieder. Ab 2010 führt besonders der Wohn-
ersatzbau zu einer erhöhten Einwohnerkapazität der 
Stadt. Aber auch Gebäude ohne bauliche Erneuerung 
tragen seit 2007 zum Bevölkerungswachstum bei: War 
zuvor ein Rückgang der Personenzahl in Altbauten zu 
beobachten, schlug dieser mit der erhöhten Zuwande-
rung ab 2007 um; die Bewohnerzahl stieg allmählich 
wieder an. Seither sind bei Umzügen die einziehenden 
Haushalte etwas grösser als die ausziehenden.
	 So wohnen in der Stadt Zürich auf dem Areal der 
Wohnbauten von 2000 heute 17 700 zusätzliche Perso-
nen, und wenn nur die letzten zehn Jahre betrachtet 
werden, sind es sogar 23 000. Zum Vergleich: Seit 2005 
fanden etwa 14 000 Personen in Neubauten auf unbe-
bautem Land Platz, und weitere 14 000 in Neubauten auf 
umgenutzten Flächen. 
	 Der hohe Nachfragedruck nach Wohnraum ist offen-
bar ein wichtiger Treiber der baulichen Erneuerung und 
Verdichtung. Er bietet Gebäudebesitzenden Anreize, die 
Nutzungsreserven auf der Parzelle durch Ausbau, Auf-
stockung oder Ersatzneubau zu konsumieren und da-
mit die bauliche Erneuerung zu finanzieren. Die Umset-
zung des raumplanerischen Zieles einer Konzentration 
des Bevölkerungswachstums im städtischen Raum wird 
dadurch unterstützt.
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in Zahlen – Erneuerung von Wohnbauten in der 
Stadt Zürich 2000–2015, Analyse Nr. 1/2016, 
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GEBÄUDEPROGRAMM: Das Gebäudeprogramm 
im Startjahr 2010. Factsheet zum Gebäudepro-
gramm, <www.dasgebaeudeprogramm.ch/index.
php/de/zahlen-a-fakten/jahr-2010>, abgerufen 
am 25.8.2016.
JAKOB, M. / MARTIUS, G. / CATENAZZI, G. / 
BERLETH, H.: Energetische Erneuerungsraten im 
Gebäudebereich. TEP Energy GmbH, im Auftrag 
des Bundesamts für Energie BFE, 2014, Zürich.
REY, U.: Zürich baut sich neu – Ersatz
neubauprojekte 2004–2015, Analyse Nr. 1/2015, 
hg. Statistik Stadt Zürich.
REY, U.: Bauliche Erneuerung und Verdichtung, 
Webartikel, 2016, hg. Statistik Stadt Zürich.
VACCANI, A.: Apollostrasse. Verdichtung nach 
innen, in: Kontacht. Quartiermagazin Kreis 8, 
Nr. 232/November 2014, Sonderthema «quartier-
verträglich renovieren», 10–13, abrufbar unter 
<www.8008.ch/aktivitaeten/kontacht/>.
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Alternative Nutzung für 
obsolete Shoppingcenter  
in der Schweiz

Von Claudio Müller

Die Schweizer Shoppingcenter-Branche 
steht vor grossen Herausforderungen.  
Viel wird darüber geredet und geschrieben – 
noch sehr wenig umgesetzt. Eines ist 
sicher – bei der hohen Dichte an Centern  
in der Schweiz werden nicht alle überleben. 
Was macht man nun mit jenen, die keine 
Existenzberechtigung mehr haben? Im  
Folgenden werden einige Lösungsansätze 
als Diskussionsbeitrag vorgestellt.

DIE SCHWEIZER SHOPPINGCENTER-SZENE

Jede Branche ist periodisch neuen Herausforderun-
gen unterworfen. So auch die Schweizer Shoppingcen-
ter. Nur scheint dieser Wirtschaftszweig bisher eher 
erfolgsverwöhnt gewesen zu sein. Seit einigen Jahren 
stellt man jedoch bei einem massgeblichen Teil dieser 
Center Frequenz- und Umsatzrückgänge fest. Einige 
der Gründe sind sicherlich das veränderte Konsumver-
halten, die Konkurrenz des Online-Shoppings, insbe-
sondere aber das klare Überangebot. Soweit bekannt 
weist die Schweiz die höchste Dichte an Shoppingcen-
tern weltweit auf! Hinzu kommen noch einige spezifi-
sche, meist regional oder standortbezogene Gründe wie 
der Einkaufstourismus über die Grenze.
	 Was gegenüber anderen Branchen auffällt, ist die ak-
tuell festzustellende Trägheit im Wandel. Während an-
dere Zweige durchaus gewohnt sind, sich laufend auf 
verändernde Marktsituationen einzustellen, spürt man 
im Wirtschaftszweig Retail noch recht wenig Bereit-
schaft, echte Veränderungen anzupacken. Man spricht 
zwar viel darüber – in Kongressen und Veranstaltungen 
ist das ein Dauerthema  – doch was ist bisher gesche-
hen? 

DIE AKTUELLEN UND VORAUSSICHTLICH 
ZUKÜNFTIGEN HERAUSFORDERUNGEN

Die Zahl der Shoppingcenter hat sich in den letzten 
20 Jahren massiv erhöht. Erst jetzt scheint die Neubau-
welle praktisch aufgehört zu haben. Aktuell ist nur noch 
ein einziges grosses Shoppingcenter im Bau – die Mall 
of Switzerland, welche im Herbst 2017 eröffnet werden 
soll. Das ist ein klares Zeichen, dass das Marktpotenzial 
offensichtlich ausgeschöpft ist. Stillstand ist bekannt-
lich Rückstand – deshalb versuchen viele Center, sich 
neu zu positionieren, neue Vertriebs- und Angebots-
formen auszutesten und sich mindestens vordergrün-
dig durch Umbauten, Sanierungen oder Verschönerun-
gen ein neues Kleid zu geben.
	 Genügt das? Vermutlich nicht. Doch sind solche Be-
mühungen natürlich sehr positiv zu werten und zu un-
terstützen. Wichtig ist dabei, dass jedes Center die für 
sein Einzugsgebiet richtige Antwort zu finden sucht. 
Ein Kopieren von ausländischen Beispielen oder etwas, 
was an einem anderen Ort Erfolg hatte, ebenfalls umzu-
setzen, kann allenfalls die falsche Lösung sein.

GEWINNER UND VERLIERER

Wer wird in diesem Verdrängungskampf Gewinner und 
wer Verlierer sein? Darüber wurde viel geschrieben  – 
keiner weiss es genau. Überleben dürften eher Center, 
welche an besten Frequenzlagen liegen, eher grössere 
als kleinere und insbesondere jene, welche sich einen 
klaren USP (Unique Selling Proposition) geben konnten. 
Das sind aber reine Behauptungen. Es kann auch ganz 
anders kommen.
	 Gerüchte und Thesen aus der Branche deuten darauf 
hin, dass rund ein Drittel aller Shoppingcenter aktuell 
recht rentabel operiert, ein weiteres Drittel gerade noch 
kostendeckend arbeitet, aber das letzte Drittel derzeit 
Schwierigkeiten hat, langfristig zu bestehen. Für die 
Schweiz eine völlig neue Situation – andere Länder ha-
ben aber schon Erfahrungen damit  – allen voran die 
USA. 

ALTERNATIV-SZENARIEN FÜR OBSOLETE 
SHOPPINGCENTER

Es ist nicht Gegenstand dieses Artikels, Lösungen für 
den Weiterbestand bzw. die Neuausrichtung eines 
Shoppingcenters zu besprechen. Interessant und sehr 
herausfordernd ist vielmehr, Wege und Lösungsansätze 
für Center zu finden, welche in ihrer ursprünglichen 
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Ausrichtung keine Zukunft mehr haben und einer Kon-
version zu unterziehen sind!
	 Negative, aber auch positive Beispiele aus anderen 
Ländern sind bekannt. Wer mehr darüber wissen will, 
sei auf folgende Homepage verwiesen: <www.dead-
malls.com>. Wir in der Schweiz haben damit aber noch 
keine Erfahrung. Das Problem wird kommen. Dabei gilt 
das Motto «Früh erkennen  – früh handeln  – neue Lö-
sungen anpacken». Je mehr Zeit man hat, desto grösser 
ist der Handlungsspielraum. Verdrängen bringt nichts. 
Es ist primär die Aufgabe der Eigentümerschaft, aber 
auch der Betreiber, den Konversionsprozess anzupa-
cken. Erfahrungen zeigen leider, dass solche Massnah-
men fast immer zu spät iniziiert werden. Es ist nie zu 
früh, sondern meist zu spät!
	 Wann muss man mit diesem Prozess beginnen? Wie 
die unten stehende Abbildung zeigt, braucht allein der 
Prozess vom Entscheid, ein Center einer neuen Nutzung 
zuzuführen, bis zu seiner Schliessung im besten Fall 
rund vier Jahre! Erst dann beginnt realistischerweise 
die vorgesehene Konversion.

SUCHE NACH ALTERNATIVNUTZUNGEN

Das wird fast immer ein schwieriger Prozess sein, wel-
cher die ganze Managementfähigkeit der Verantwort-
lichen verlangt. Zuerst ist man verständlicherweise 
versucht, das Center in seiner ursprünglichen oder an-
gepassten Form weiterzubetreiben. Erkennt das Ma-
nagement schliesslich, dass dieser Weg nicht zielfüh-
rend ist, muss man sich zwangsläufig mit Alternativen 
auseinandersetzen. Schwierigkeiten, Unmöglichkeiten 
und viele Hindernisse sind dabei zu erwarten.

GIBT ES ÜBERHAUPT ALTERNATIVEN?

Zusammen mit den Studierenden des CAS Center Ma-
nagement in der HWZ Hochschule für Wirtschaft Zü-
rich wurden mögliche Alternativnutzungen entwi-
ckelt. Mehr als 40 verschiedene Lösungsansätze für 
nicht mehr benötigte Shoppingcenter wurden gefun-
den! Einige wenig davon sollen im Folgenden beschrie-
ben werden.

ABBILDUNG 1: Quelle: eigene Darstellung.

Klare Erkenntnis, dass sich das Shoppingcenter als solches nicht mehr halten lässt

Erste konzeptionelle Überlegungen nach alternativen Nutzungen; Dauer 1 Jahr

Verhandlungen mit möglichen Alternativnutzern; Dauer mind. 6 Monate

Beginn mit «Herunterfahren» des Shoppingcenters (Details siehe später)

Prozess «Herunterfahren» des Shoppingcenters abschliessen; Dauer mind. 18 Monate
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2018
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Umnutzung in Wohnanlage
Aus aktueller Sicht wäre das eigentlich die Ideallösung. 
Leider liegt diese eher weniger im Bereich des Mögli-
chen. Meist erschweren oder verunmöglichen gar Ge-
bäudekonstruktion und Grundrisse solche Lösungen. 
Aus raumplanerischer Sicht sind die Behörden zudem 
sehr zurückhaltend, Gewerbezonen ganz oder teilweise 
in Wohn- und Mischzonen umzuwandeln, weil dann 
häufig umliegende Gewerbeobjekte unter Druck gera-
ten. So haben Gerichte nach Umwandlungen in Wohn-
zonen bei Klagen über Lärm, Gestank usw. zugunsten 
der Mieter/Wohneigentümer entschieden und so lang-
sam das restliche Gewerbe verdrängt.

Spezifische Wohnnutzungen
Davon gibt es mehrere. Umwandlungen in ein Hotel, ein 
Aparthotel, ein Durchgangsheim, ein Flüchtlings- oder 
eine Unterkunft für Asylsuchende kämen durchaus in 
Betracht. Auch hier ist aber mit erheblichen Schwierig-
keiten zu rechnen, nicht zuletzt mit Nachbarn.

Lagergebäude
In einigen Fällen müssten sich Center gut eignen, in ein 
Logistikcenter, ein Lagergebäude, eine Self-Storage-
Anlage oder ähnliche Nutzung umgewandelt zu werden. 
Mit Fantasie und Eingehen von Kompromissen dürften 
realistische Lösungen umsetzbar sein.

Aus- und Weiterbildungs-/Forschungszentren
Denkbar – und in manchen Fällen auch mit Blick auf die 
bestehende Gebäudestruktur geeignet  – wäre die Um-
wandlung in ein Ausbildungszentrum mit verschiede-
nen Nutzungen. Innovations- oder Technoparks wären 
durchaus auch denkbar.

Produktionsstätten
Vielleicht lässt sich in Einzelfällen aus dem ehemaligen 
Center eine Produktionsstätte, ein Gewerbezentrum, 
Filmstudio – oder, um ganz neu im Trend zu sein – ein 
Gewächszentrum errichten. Es gäbe mit etwas Fantasie 
viele Möglichkeiten.

Vergnügen/Unterhaltung/Sport
Unter diesem Thema gäbe es eine Vielzahl von zu prü-
fenden Möglichkeiten. Sportarena, Paintball-Anlage, 
Kletterpark, Geisterbahn und welche Ideen auch immer 
entwickelt werden. Lösungen müssten eigentlich ge-
funden werden können.

Verkauf/Ausstellung/Showrooms
Ein Shoppingcenter hat diese Funktion bereits. Denk-
bar wäre daher die Umwandlung in ein Autohaus, in ein 
Themencenter oder allenfalls in ein Auktionshaus.

Kultur und Kunst
Konzerthaus, Kulturhaus, Diskothek sind weitere denk
bare Umnutzungsarten.

Diese Aufzählung ist nicht abschliessend. Es gibt aber 
noch weitere, teilweise auch abstrakte Ideen, die es 
sich im Einzelfall zu prüfen lohnt. Beispiele aus ande-
ren Ländern beweisen, dass mit der nötigen Durchset-
zungskraft, mit Innovationen und Eingehen von Kom-
promissen teilweise sehr interessante und nachhaltige 
Lösungen für «alte» Shoppingcenter gefunden werden 
konnten. Gelingt dies nicht, können sich aus geschlos-
senen Centern verlassene und verfallene Anlagen ent-
wickeln, mit den damit verbundenen unerwünschten 
Auswirkungen. Wenn es ganz schlecht kommt, entste-
hen hier unkontrollierte Räume, die Gebäude verfallen, 
das Objekt entwickelt sich mit der Zeit zu einem Rück-
zugsgebiet für Illegalität/Kriminalität. Beispiele dafür 
gibt es in anderen Ländern. Handeln ist also in jedem 
Fall angesagt. 
	 Ist das alles Theorie? Nein, das sind einige von vielen 
Möglichkeiten, die man realistischerweise prüfen kann. 
Besonders die Kombination von mehreren vorher er-
wähnten Nutzungen kann durchaus sinnvoll sein. Was 
an einem Ort funktionieren könnte, ist an einem ande-
ren Standort undenkbar. Die Verantwortlichen müssen 
daher auf der Suche nach Alternativen vorher sehr ge-
nau u.a. folgende Elemente prüfen:

•	 Standort: Neben der Makrolage ist insbesondere die 
Mikrolage entscheidend.

•	 Bedürfnisse des Marktes: Welche Nutzung bzw. wel-
che Nutzungen kommen gerade für diesen Standort 
infrage, wo gibt es Marktlücken? Sind neue Ideen, 
Innovationen denk- und machbar?

•	 Technische Rahmenbedingungen: Gebäudestruktur, 
Statik, Raumeinteilung und viele weitere Elemente 
sind mit Blick auf eine Alternativnutzung zu prüfen.

•	 Raumplanung: Welche neue Nutzungen sind heute, 
allenfalls durch Zonenplanänderungen, überhaupt 
diskutabel? Hier ist eine enge Zusammenarbeit mit 
den Behörden sehr wichtig.

•	 Finanzierung/Rentabilität: An dieser Dimension 
könnten mehrere neue Nutzungsideen scheitern. Die 
heutigen Eigentümer müssen sich bewusst sein, dass 
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im Zusammenhang mit einer Aufgabe eines Centers 
und Neuausrichtung zuerst namhafte Abschreibun-
gen erforderlich sein werden. Es sind kaum Fälle 
vorstellbar, in denen dies nicht der Fall sein wird. 
Ich denke, professionelle Investoren wissen das. Die 
Umwandlung in eine neue Nutzung kostet zusätz-
liche Mittel, und am Schluss soll das neue Konzept 
auch rentieren. Eine rechte Herausforderung. 

In vielen Fällen wird gar keine Alternative als die Kon-
version zur Verfügung stehen. Um Totalausfälle zu ver-
meiden muss man sich wahrscheinlich mit dem Ge-
danken anfreunden, sich mit einer neuen, weniger 
rentablen Nutzung zufrieden zu geben.

WIE GEHT MAN SINNVOLLERWEISE VOR?

Allen ist klar, dass es sich bei der Konversion eines Cen-
ters um eine anspruchsvolle Arbeit handelt. Ganz ent-
scheidend ist dabei, dass alle möglichen Stakeholder in 
das geplante Projekt zeit- und stufengerecht eingebun-

den werden. Wer das nicht berücksichtigt, hat vermut-
lich den Grundstein für das Scheitern des Projekts be-
reits zu Beginn gesetzt.

Sinnvollerweise geht man den Konversionsprozess in 
Vorgehensphasen an. Diese könnten wie folgt aussehen:

•	 Phase 1: Ermitteln der Ausgangslage
•	 Phase 2: Alternative Varianten prüfen
•	 Phase 3: Auswählen von Lösungen mit einer hohen 

Eintrittswahrscheinlichkeit
•	 Phase 4: Konkretisierung der näher zu prüfenden 

Variante(n)
•	 Phase 5: Bewilligungsprozess durchführen
•	 Phase 6: Detailplanung neue Lösung/Finanzierung 

sicherstellen
•	 Phase 7: Schliessungsprozess einleiten
•	 Phase 8: Schliessung des Centers umsetzen 

Für alle diese Phasen sind Teilprozesse zu entwickeln 
und umzusetzen, mit klaren Verantwortlichkeiten. 

ABBILDUNG 2: Beispiel einer möglichen Stakeholder-Struktur; Quelle: eigene Darstellung.
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Der eigentliche Umwandlungsprozess in eine neue Nut-
zung ist dann meist nicht mehr Sache der Verantwort-
lichen des auf der letzten Seite dargestellten Prozesses. 
Es ist davon auszugehen, dass diese Aufgabe in neue 
Hände überführt wird.

WER IST FÜR DIESEN PROZESS 
VERANTWORTLICH?

Wer ihn auslöst, ist eigentlich nebensächlich. Ob die Ini
tiative vonseiten des Eigentümers, der Eigentümerge-
meinschaft oder des verantwortlichen Betreibers aus-
geht, spielt keine Rolle. Aus meiner Erfahrung macht es 
Sinn, dass beide, Eigentümer wie Betreiber, gemeinsam 
den Prozess initialisieren, verantworten und durchfüh-
ren. Jeder hat seine eigene Kompetenz, welche er ein-
bringen kann. Schwierig dürfte ein solcher Umwand-
lungsprozess dann sein, wenn mehrere Eigentümer im 
Stockwerk- oder Miteigentum am Center beteiligt sind. 
Erfahrungen aus Objekten anderer Nutzung haben ge-
zeigt, dass eine zeitgerechte Einigung meist nicht er-
zielbar ist und man das Problem nicht zukunftsgerich-
tet anpackt. Jahrelange Diskussionen ohne greifbare 
Ergebnisse sind leider häufig anzutreffen. Eine lang-
fristig gefährliche Situation. Ist das Center dagegen im 
Eigentum des Hauptmieters, was in der Schweiz in vie-
len Fällen zutrifft, dürfte eine Lösung einfacher umzu-
setzen sein. 

FAZIT

Shoppingcenter sind attraktive und gern besuchte 
Orte – noch. Viele werden weiterhin Bestand haben und 
erfolgreich operieren. Man muss aber kein Prophet sein, 
um festzustellen, dass eine Mehrzahl dieser Stätten in 
der Schweiz keine Zukunft haben und man möglichst 
frühzeitig neue Lösungen angehen sollte. Ideen dazu 
gibt es bereits heute, weitere werden noch gefunden. 
Der Prozess der Konversion ist aber schwierig, für alle 
Beteiligten sehr anspruchsvoll und vermutlich meist 
mit Kapitalabschreibungen verbunden. Vielfach wird es 
aber um Schadensbegrenzung gehen. Es liegt deshalb 
in der Verantwortung der Eigentümer und des Manage-
ments, möglichst frühzeitig und realistisch die ausweg-
lose Situation zu erkennen und Massnahmen in Rich-
tung Umnutzung einzuleiten. Je früher – desto besser.

Was versteht man unter einem Shoppingcenter?
Gemäss Definition des Vereins SCSC Swiss Council of 
Shopping Center (<www.scsc.ch>) versteht man in der 
Schweiz unter Shoppingcenter ein durch ein Manage-
ment betriebenes Gebäude mit Einzelhandelsgeschäften 
und Dienstleistungsbetrieben unterschiedlicher Bran-
chen mit einer Fläche von mindestens 5000 m2. Davon 
gibt es in unserem Land rund 190! Nachdem während 
vieler Jahre laufend neue gebaut bzw. bestehende Cen-
ter erweitert wurden, ist seit einiger Zeit eine Konsoli-
dierung zu beobachten. 2015 befanden sich gerade noch 
1 Center im Bau.

BOX 1: Definition Shoppingcenter.
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Zukünftige Bautätigkeit in 
Tourismusgebieten im Rahmen 
der Zweitwohnungsgesetz­
gebung

Von Christoph Brügger und Oliver Reinhardt

Übergangsverordnung konkretisierte zwar die Leit-
planken für den Rechtsanwender, war aufgrund des zur 
Verfügung stehenden Zeitbudgets aber relativ knapp 
gehalten und steuerte deshalb nur wenig zur Rechtssi-
cherheit bei.
	 Per 1.  Januar 2016 wurden die Verfassungsbestim-
mung und die Übergangsverordnung nun durch das 
ZWG und die ZWV konkretisiert bzw. abgelöst. Aus 
der Optik eines Investors, aber auch der bewilligenden 
und vollziehenden Behörden, stellt sich nun die Frage 
nach dem Spielraum bei der Realisierung von künfti-
gen Wohnbauprojekten in den Grenzen des ZWG und 
der ZWV. Mit Blick auf erste Erfahrungen aus der Pra-
xis wird nachstehend dargestellt, unter welchen Vor-
aussetzungen der Wohnungsbau in Gemeinden mit ei-
nem Zweitwohnungsanteil von mehr als 20% zukünftig 
möglich ist. 
	 Die Darstellung orientiert sich an den Fallgruppen 
der kalten und warmen Betten7 und befasst sich mit den 
für das Baugewerbe wichtigsten Ausprägungen dieser 
Fallgruppen. Als kalte Betten gelten Ferienhäuser und 

-wohnungen nach klassischem Verständnis, welche 
mit keinerlei Nutzungsbeschränkungen verbunden sind. 
Warme Betten demgegenüber unterliegen den gesetzli-
chen Nutzungsbeschränkungen. 
	 Unter Erstwohnungen versteht man Wohnungen, die 
von mindestens einer Person genutzt (bewohnt) werden, 
welche in der Gemeinde, in der die Wohnung liegt, nie-
dergelassen ist (Art. 2 Abs. 2 ZWG). Verschiedene wei-
tere Arten von Wohnungen werden wie Erstwohnungen 
behandelt bzw. sind diesen gleichgestellt (vgl. Art.  2 
Abs.  3 ZWG). Zweitwohnungen demgegenüber sind 
Wohnungen, die weder eine Erstwohnung noch einer 
Erstwohnung gleichgestellt sind (Art. 2 Abs. 4 ZWG).

II.  MÖGLICHKEITEN ZUKÜNFTIGER 
BAUTÄTIGKEIT

1.  Kalte Betten (Wohnungen ohne Nutzungs
beschränkungen)
Die Bautätigkeit in Zusammenhang mit kalten Betten 
beschränkt sich auf altrechtliche Wohnungen8 (Art. 10–
12 ZWG), Wohnungen in einer geschützten und orts-
bildprägenden Baute (Art. 9 ZWG) und Wohnungen im 
Zusammenhang mit strukturierten Beherbergungsbe-
trieben (Art. 8 ZWG). 

Mit der Annahme der Zweitwohnungs
initiative1 haben sich die Schweizer Stimm-
berechtigen am 11. März 2012 dafür ausge-
sprochen, den Zweitwohnungsbau zu 
beschränken. Anfang 2016 haben die Legis-
lativbehörden des Bundes Art. 75b BV2 über 
die Beschränkung des Zweitwohnungsbaus 
mit Erlass des Zweitwohnungsgesetzes 
(ZWG)3 und der Zweitwohnungsverordnung 
(ZWV)4 umgesetzt. Vorliegender Artikel 
befasst sich mit der Frage, in welchem Rah-
men diese definitiven, verklausulierten 
Gesetzesbestimmungen eine zukünftige 
Bautätigkeit in Tourismusgebieten zulassen.

I.  EINLEITUNG

Mit der Einführung von Art.  75b BV wurde der Anteil 
von Zweitwohnungen am Gesamtbestand der Wohn-
einheiten und der für Wohnzwecke genutzten Brutto-
geschossfläche einer Gemeinde auf höchstens 20 Pro-
zent beschränkt (Art. 75b Abs. 1 BV). 
	 Begleitet von höchstrichterlichen Entscheiden über 
den juristischen Begriff der Zweitwohnung, das Aus-
mass der direkten Anwendbarkeit des Verfassungsarti-
kels und das Intertemporalrecht5 trat am 1. Januar 2013 
die bundesrätliche Übergangsverordnung6 in Kraft. Die 

6 – Verordnung des Bundesrats über Zweitwohnungen vom 22. August 2012, 
AS 2012 4583, mittlerweile ersetzt durch das ZWG und die ZWV.  7 – Die ge-
setzlich vorgesehenen Nutzungsbeschränkungen sollen zu mehr warmen 
Betten führen.  8 – Altrechtliche Wohnungen sind Wohnungen, die am 
11. März 2012 bestanden oder rechtskräftig bewilligt waren (Art. 10 ZWG).

1 – Initiative «Schluss mit dem uferlosen Bau von Zweitwohnungen!» der 
Fondation Franz Weber und von Helvetia Nostra.  2 – Bundesverfassung der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft (SR 101).  3 – Bundesgesetz über Zweit-
wohnungen vom 20.  März 2015 (SR 702).  4 – Zweitwohnungsverordnung 
vom 4. Dezember 2015 (SR 702.1).  5 – Vgl. dazu bspw. BGE 139 II 243 (Umfang 
der direkten Anwendbarkeit von Art. 75b BV); BGE 140 II 378 (Unzulässigkeit 
der Erweiterung der Nutzfläche einer sog. «Altrechtlichen Zweitwohnung», 
d.h. einer Zweitwohnung, welche am 11. März 2012 bereits bestand).
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	 Der Umgang mit altrechtlichen Wohnungen ist im 
Gesetz relativ klar abgesteckt: Sie dürfen im Rahmen 
der vorbestandenen Hauptnutzfläche frei erneuert, 
umgebaut und wieder aufgebaut werden. Der Begriff 
der Hauptnutzfläche richtet sich nach der Definition der 
SIA-Norm 4169. Die Anzahl der Wohnungen darf dabei 
beliebig erhöht werden. Bleibt die Anzahl Wohnungen 
gleich, darf dafür die vorbestehende Hauptnutzfläche 
um 30% erweitert werden (Art. 11 Abs. 2 und 3 ZWG).
	 Die Erstellung von Wohnungen in geschützten Bau-
ten dürfte mit Blick auf die Praxis eine Randerscheinung 
bleiben und soll vorliegend nicht weiter vertieft werden. 
	 Wird die Erstellung von Wohnungen im Rahmen von 
strukturierten Beherbergungsbetrieben beabsichtigt, lässt 
Art.  8 ZWG verschiedene Handlungsspielräume zur 
Schaffung kalter Betten offen: 

a)	Im Umfang von 20%: Zunächst einmal darf im Zu-
sammenhang mit strukturierten Beherbergungs-
betrieben (sowohl mit bestehenden wie auch mit 
Neubauprojekten10) die Erstellung von Zweitwoh-
nungen ohne Nutzungsbeschränkung bewilligt wer-
den, wenn die Hauptnutzfläche der zu erstellenden 
Zweitwohnungen 20% der gesamten Hauptnutzflä-
che der Zimmer und der Wohnungen11 nicht über-
steigt (Art.  8 Abs.  1 lit.  c ZWG). Vom Beherber-
gungsbetrieb darf für die Berechnung in diesem Fall 
ausschliesslich die Hauptnutzfläche der Zimmer, 
exkl. Rezeption, Restaurant, Aufenthaltsräume etc., 
herangezogen werden. Bei bestehenden Beherber-
gungsbetrieben können solche Wohnungen je nach 
Situation und zur Verfügung stehender Ausnützung 
entweder zusätzlich zum bestehenden Bau erstellt – 
oder aus dem bestehenden Bau ausgeschieden wer-
den.

Als weitere Voraussetzung müssen die Wohnungen 
mit dem Beherbergungsbetrieb eine bauliche und 
funktionale Einheit12 bilden, wobei von dieser Vor-
schrift aus Gründen des Ortsbild- und Denkmal-
schutzes abgewichen werden kann (Art.  8 Abs.  1 

lit.  d ZWG). Sodann ist der Nachweis zu erbringen, 
dass zur wirtschaftlichen Führung resp. Weiterführung 
des bestehenden Betriebs die Erträge aus den Woh-
nungsverkäufen notwendig sind (Art. 8 Abs. 1 lit. a 
und b ZWG) und der Bewilligung dieser Wohnun-
gen keine überwiegenden Interessen entgegenste-
hen (Art. 8 Abs. 1 lit. e ZWG)13.

b)	Im Umfang von 33%: Im gleichen Verhältnis und un-
ter denselben Voraussetzungen können gemäss 
Art.  8 Abs.  2 ZWG 33% als Zweitwohnungen ohne 
Nutzungsbeschränkungen erstellt werden, sofern 
die Wohnungen dauerhaft im Eigentum des Beher-
bergungsbetriebes bleiben und von diesem vermietet 
werden; falls nur ein Teil der Zweitwohnungen dau-
erhaft im Eigentum des Beherbergungsbetriebes ver-
bleibt, erfolgt eine verhältnismässige Festlegung der 
Maximalfläche der Zweitwohnungen zwischen 20% 
und 33% (Art. 8 Abs. 3 ZWG).

c)	Im Umfang von 50%: Sofern ein Beherbergungsbe-
trieb am 11.  März 2012 bereits bestanden hat und 
eine minimale Bewirtschaftungsdauer von 25 Jah-
ren aufweist, kann dieser Beherbergungsbetrieb ma-
ximal 50% der Hauptnutzfläche zu Zweitwohnun-
gen ohne Nutzungsbeschränkung umnutzen (Art.  8 
Abs.  4 ZWG). Im Gegensatz zu den Varianten von 
Art. 8 Abs. 1–3 ZWG darf in diesem Fall die Hälfte der 
gesamten Hauptnutzfläche des Beherbergungsbetrie-
bes und nicht nur der Zimmer umgenutzt werden. 
Dies beinhaltet den Abbruch und anschliessenden 
Wiederaufbau14 des strukturierten Beherbergungs-
betriebs. Massgeblich für die Berechnung der ma-
ximal zulässigen Fläche ist in einem solchen Fall je-
doch ausschliesslich die Kubatur des abgebrochenen 
Gebäudes. Eine eventuelle, nach aktueller Bauge-
setzgebung zulässige höhere Ausnützungsziffer ist 
unbeachtlich und kann nicht geltend gemacht wer-
den. Auch hier dürfen der Umnutzung in Zweitwoh-
nungen keine überwiegenden Interessen entgegen-
stehen. Zusätzlich muss nachgewiesen werden, dass 
einerseits die Weiterführung des Betriebes wirt-
schaftlich nicht sichergestellt ist und andererseits 
eine Umnutzung des Beherbergungsbetriebes in tou-

13 – Vgl. Praxishilfe Zweitwohnungsgesetzgebung: Baubewilligungsverfah-
ren und Baupolizei der Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion des Kantons 
Bern vom 27. Januar 2016, 18.  14 – Der Begriff der Umnutzung ist vorliegend 
weit zu verstehen; dies entspricht der Ratio legis von Art. 8 Abs. 4 ZWG und 
kam in den parlamentarischen Debatten klar zum Ausdruck (vgl. bspw. Bun-
desrätin Doris Leuthard, Amt. Bull. SR 2015 112). A.M. Alig (Fn. 9), 240.

9 – Norm 416 des Schweizerischen Ingenieur- und Architektenvereins zu Flä-
chen und Volumen von Gebäuden.  10 – Art. 8 Abs. 1 bis 3 ZWG kann sowohl 
bei Neubauprojekten wie auch bei Betrieben, die bereits vor dem 11. März 
2012 bestanden, angewendet werden. Vgl. Jonas Alig, «Das Zweitwohnungs-
gesetz», ZBl 5/2016, 238 f. m.w.H. A.M. David Equey, «Résidences secondaires: 
de l’initiative ‹Weber› à la législation et à la réglementation d’application», 
Jusletter 8. Februar 2016, Rz. 84.  11 – Massgeblich für die Berechnungen ge-
mäss Art.  8 Abs.  1–3 ZWG sind stets die Zimmer und Wohnungen des ge-
samten, nach Bau der neuen Wohnungen bestehenden Beherbergungsbe-
triebs.  12 – Botschaft zum Bundesgesetz über Zweitwohnungen, BBI 2014, 
2307.
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ristisch bewirtschaftete Wohnungen nicht möglich 
ist (Art.  8 Abs.  4 lit.  b ZWG). Die fehlende Rentabili-
tät schliesslich darf nicht durch ein Fehlverhalten des 
Eigentümers bzw. des Betreibers verursacht worden 
sein (Art. 8 Abs. 4 lit. c ZWG). Was mit der anderen 
Hälfte des Betriebs geschehen soll, wurde durch den 
Gesetzgeber offengelassen. Denkbar ist bspw., dass 
diese als Hotelzimmer, als touristisch bewirtschaf-
tete Wohnungen (vgl. dazu Ziffer 2 hiernach) oder als 
Gewerbe-/Ladenfläche ausgeschieden werden.

Voraussetzung ist in allen Fällen von lit. a–c, dass sich 
der Beherbergungsbetrieb ohne die Erstellung von – bzw. 
die teilweise Umnutzung in Zweitwohnungen nicht mehr 
wirtschaftlich betreiben lässt. Das Vorliegen der einzel-
nen Voraussetzungen ist durch ein unabhängiges Gut-
achten zu belegen, wobei die Bestimmung des Gut-
achters der Zustimmung der Baubewilligungsbehörde 
bedarf.15

	 Es wird sich zeigen, ob diese gesetzlichen Möglich-
keiten bei bestehenden Hotelbetrieben, welche auf die 
Querfinanzierungsmöglichkeiten angewiesen wären, 
zu einer nachhaltigen Verbesserung der finanziellen 
Situation führen. Der einzelne Betreiber eines unren-
tablen Beherbergungsbetriebes wird sich dabei nebst 
rechtlichen Problemen, welche die als Zweitwohnun-
gen ausscheidbare Flächen von vornherein stark be-
grenzen, vor allem mit faktischen Problemen konfrontiert 
sehen: Zunächst dürften einem strukturschwachen Be-
trieb häufig die Mittel für eine Investition in den Bau 
von Zweitwohnungen bzw. zu dessen Vorfinanzierung 
fehlen. Eine Finanzierung mithilfe Dritter (Banken, In-
vestoren) vermindert erzielbare und ins Hotel reinves-
tierbare Renditen und neutralisiert den möglichen po-
sitiven Effekt für den Beherbergungsbetrieb. Diese 
Problematik wird verstärkt, falls die Wohnungen nicht 
verkauft, sondern durch ebendiesen Beherbergungsbe-
trieb vermietet werden und damit nur langsam reinves-
tierbare Erträge generieren. 
	 Hingegen ist es möglich, dass sich mehrere Beher-
bergungsbetriebe im Sinne eines Joint Venture zusam-
menschliessen, um gemeinsam solche Wohnungen zu 
erstellen.16 Aus Sicht eines Investors können sich diese 
Bestimmungen ebenfalls positiv auf die Rentabilität ei-
nes Neubau- oder Sanierungsprojekts auswirken, in-
dem dieses bis zu 33% durch den Verkauf / die Vermie-

tung von Wohnungen ohne Nutzungsbeschränkungen 
querfinanziert werden können. Ebenfalls interessant ist 
der Erwerb eines Hotels, welches vor dem 11. März 2012 
mindestens 25 Jahre in Betrieb war und nebst Weiter-
führung als Hotel, Umnutzung in Laden- und Gewer-
befläche oder touristisch bewirtschaftete Wohnungen 
eine rentable Umnutzung von 50% der Hauptnutzflä-
che in Wohnungen ohne Nutzungsbeschränkungen zu-
lässt. Hierbei ist darauf zu achten, dass eine Umnutzung 
in Wohnungen, aber auch in Gewerbe- oder Ladenflä-
chen, in den meisten Fällen einer vorgängigen Umzo-
nung bedarf; das Risiko der Dauer des Planungsverfah-
rens ist in die Gesamtbetrachtung mit einzubeziehen.

2.  Warme Betten (Wohnungen mit Nutzungs
beschränkungen)
Die Bautätigkeit in Zusammenhang mit warmen Bet-
ten ist nicht eingeschränkt und insbesondere nicht von 
bestehenden Gebäuden abhängig. Als warme Betten 
gelten in erster Linie Erst- und diesen gleichgestellte 
Wohnungen (Art. 2 Abs. 2 und 3 ZWG) sowie Wohnun-
gen, welche im Rahmen eines strukturierten Beherber-
gungsbetriebs qualifiziert touristisch bewirtschaftet wer-
den (Art. 7 ZWG).
	 Eine qualifiziert touristisch bewirtschaftete Zweit-
wohnung ist eine Wohnung, welche dauerhaft zur aus-
schliesslich kurzzeitigen Nutzung durch Gäste zu markt- 
und ortsüblichen Bedingungen angeboten wird. Die 
Nutzungsbeschränkung wird durch die Bewirtschaf-
tung im Rahmen eines strukturierten Beherbergungs-
betriebs sichergestellt, wobei eine Anpassung der Woh-
nung an persönliche Vorstellungen und Bedürfnisse der 
Eigentümer ausgeschlossen ist.
	 Insoweit stellt die touristisch bewirtschaftete Zweit-
wohnung nach den Vorstellungen des Gesetzgebers 
eine hybride Form des Eigentums dar, indem sich sa-
chenrechtliche Merkmale des Eigentums mit obligatio
nenrechtlichen Aspekten der Miete vermischen. Diese 
Vermischung stellt potenzielle Investoren, aber auch 
künftige Eigentümer und (Teilzeit-)Nutzer einer Woh-
nung vor grössere Herausforderungen. 

Der strukturierte Beherbergungsbetrieb
Nach der Legaldefinition von Art.  4 ZWV umfasst 
der strukturierte Beherbergungsbetrieb hotelmässige 
Dienstleistungen und Infrastrukturen, die typischerweise 
von einer Mehrheit der Gäste beansprucht werden und 
die im Rahmen eines einheitlichen Betriebes bewirtschaf-
tet werden. Als Grundlage dieser Bewirtschaftung ver-
langt der Gesetzgeber ein hotelähnliches Betriebskonzept. 
Eine Minimalgrösse des strukturierten Beherbergungs-

15 – Vgl. Erläuterungen des Bundesamts für Raumentwicklung ARE vom 
18.  November 2015 zur ZWV, <http://www.are.admin.ch/themen/raumpla-
nung/00236/04094/05403/index.html?lang=de>, 6.  16 – Vgl. Praxishilfe JGK 
(Fn. 13), 19.
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betriebs wurde zwar gesetzlich nicht definiert, wird je-
doch vorausgesetzt.17

	 Im Rahmen der Prüfung der Bewilligungsvorausset-
zungen sind die zuständigen Bewilligungsbehörden ge-
fordert, die vom Gesetzgeber aufgestellten, unbestimm-
ten Kriterien der hotelmässigen Dienstleistungen und 
des hotelähnlichen Betriebskonzepts mit einem pra-
xistauglichen Inhalt zu versehen. Die Erläuterungen 
des Bundesamts für Raumentwicklung (ARE) zur ZWV 
lassen erkennen, dass den Bewilligungsbehörden in der 
konkreten Beurteilung ein gewisser Spielraum zur Ver-
fügung steht. So wird einzig ein hinreichendes Angebot 
an Dienstleistungen und Infrastrukturen gefordert, die 
typischerweise von Hotels angeboten werden und die 
typischerweise von der Mehrzahl der Gäste in Anspruch 
genommen werden können, wobei auch die externe Er-
bringung der Dienstleistungen durch einen regiona-
len Kooperationspartner in Betrachtung gezogen werden 
kann.18

	 Die Beurteilung der Frage nach dem hinreichen-
den, mitunter angemessenen Angebot an Dienstleistun-
gen, die typischerweise hotelmässig angeboten werden, 
dürfte regelmässig die Hauptschwierigkeit darstellen, 
wogegen das hotelähnliche Betriebskonzept durch den 
beispielhaften Verweis des ARE auf hotelähnliche Resi-
denzen wie Hotelresorts, Ferienresorts und Feriendörfer 
in der Praxis weniger zu Diskussion Anlass geben wird. 

Beschränkte Nutzung und Verbot der Individualisierung
Mit den Bestimmungen von Art. 7 Abs. 2 lit. b ZWG wird 
eine Beschränkung des Eigentums normiert, indem die 
künftige Eigentümerschaft einer touristisch bewirt-
schafteten Zweitwohnung sich sowohl bei der Nutzung 
ihres Eigentums als auch bei der Verfügung über ihr 
Eigentum Beschränkungen unterzieht. Diese Bestim-
mung verursacht keine grösseren Probleme, solange 
sich die gesamte Anlage im Eigentum eines oder meh-
rerer Investoren befindet und eine Eigennutzung der 
Wohnungen gar nicht erst gewünscht ist. Sollen aber 
die einzelnen Wohnungen zu Stockwerkeigentum aus-
gestaltet und an «Ferienwohnungsbesitzer» verkauft 
werden, ändert sich der Blickwinkel. 
	 Die Erläuterungen ZWV sehen vor, dass die Eigen-
nutzung der Wohnung unter den markt- und ortsüb-

lichen Bedingungen geringfügig bleiben muss und ins-
besondere während der Hauptsaison auf maximal drei 
Wochen beschränkt werden soll. Die Eigentümerschaft 
hat im Weiteren nicht die Möglichkeit, ihr Eigentum in-
dividuell auszugestalten und auf die persönlichen Bedürf-
nisse anzupassen. Diese Frage umfasst nicht nur die 
Möblierung der Wohnung, auch die finanzielle Ausge-
staltung bezüglich gegenwärtiger und zukünftiger In-
vestitionen in die Wohnung entzieht sich der direkten 
Einflussnahme der Eigentümerschaft. Selbstverständ-
lich wird die Eigentümerschaft einer Stockwerkeinheit 
über das Mitsprache- und Mitentscheidungsrecht in 
der Stockwerkeigentümergemeinschaft die Möglichkeit 
haben, ihre Interessen einzubringen.19 Dies ändert je-
doch nichts am Umstand, dass die Eigentümerschaft ei-
ner Stockwerkeinheit in der Ausübung ihres Eigentums 
beschränkt ist. 
	 Ob und inwieweit diese Beschränkungen für poten-
zielle Käufer abschreckend wirken, wird im Rahmen 
des Projektes durch eine eingehende Risikobeurteilung 
zu prüfen sein. 

III.  VOLLZUG, KONTROLLE UND STRAF­
BESTIMMUNGEN

Der Vollzug von einschränkenden Gesetzesbestimmun-
gen im Bereich von Zweitwohnungen20 funktioniert 
erfahrungsgemäss oftmals nicht wie vom Gesetzge-
ber beabsichtigt. Dies liegt nicht zuletzt daran, dass die 
kommunalen Vollzugsbehörden ambivalente Interes-
sen haben und aus regionalpolitischer Perspektive die 
zahlungskräftigen Zweitwohnungsbesitzer gern gese-
hene Gäste sind. Jüngstes Beispiel für eine solche behör-
denorchestrierte, mehrfache und systematische Geset-
zesumgehung ist die Gemeinde Verbier mit ihren über 
die letzten Jahre erstellten «Eisberg-Chalets»21, wel-
che offenbar nicht nur gegen die kantonale und kom-
munale Bauordnung verstossen, sondern auch einen 
Grossteil der einschränkenden nationalen Gesetzesbe-
stimmungen verletzen. Ob die Vollzugs- und Kontroll-
bestimmungen sowie die Strafen des ZWG ausreichen, 
um einen Missbrauch im Bereich der Zweitwohnungs-
gesetzgebung zu verhindern, darf zum heutigen Zeit-
punkt zumindest fraglich bleiben:22

17 – Vgl. Alig (Fn. 9), 236; Botschaft ZWG (Fn. 12), 2304. Eine Definition der 
Mindestgrösse in absoluten Zahlen für Zimmer oder Betten macht u.E.  je-
doch wenig Sinn; mit Blick auf das jeweilige Projekt ist zu prüfen, ob die 
angedachte Grösse eine professionelle und gewinnbringende Vermark-
tung und damit eine längerfristige Wettbewerbsfähigkeit ermöglicht oder 
nicht.  18 – Erläuterungen ZWV (Fn. 15), 5.

19 – Vgl. Erläuterungen ZWV (Fn. 15), 5 f.; Praxishilfe JGK (Fn. 13), 14.  20 – Vor 
der Zweitwohnungsgesetzgebung waren das insbesondere Kontingentie-
rungen, welche sich aus der Raumplanungsgesetzgebung ergaben und Er-
werbsbeschränkungen für ausländische Personen gemäss Bundesgesetz 
über den Erwerb von Grundstücken durch Personen im Ausland (BewG; SR 
211.412.41).  21 – Ronny Nicolussi, Die illegalen Chalets von Verbier, in: NZZ am 
Sonntag vom 6. Juni 2016.  22 – Sehr kritisch Alig (Fn. 9), 252.
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	 Gemäss Art. 10 ZWV sind die Baubewilligungsbehör-
den verpflichtet, dem ARE sämtliche Baubewilligun-
gen zu eröffnen, welche gestützt auf Art. 7 Abs. 1 lit. b, 
Art. 8 oder Art. 9 ZWG erteilt werden. Das ARE prüft die 
Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und ist befugt, 
gegen diese Entscheide Beschwerde zu führen (Art. 10 
Abs. 1 ZWV). Zudem wurde der Vollzug der Zweitwoh-
nungsgesetzgebung zu weiten Teilen den Kantonen 
übertragen, welche gemäss Art.  15 ZWG eine entspre-
chende Aufsichtsbehörde einzurichten haben.23

	 Schliesslich stellt der Gesetzgeber den Behörden ein 
Instrumentarium zur Verfügung, um bei unrechtmäs-
siger Nutzung und unrichtigen Angaben einschnei-
dende Massnahmen zu ergreifen. Als ultima ratio ha-
ben gemäss Art. 17 ZWG die zuständigen Behörden die 
Möglichkeit, die Wohnung zur Behebung des rechts-
widrigen Zustands zu versiegeln und Massnahmen zu 
ergreifen, damit der rechtswidrige Zustand behoben 
werden kann (insbesondere diese zu vermieten). Zu-
dem ist als Strafrahmen für unrechtmässige Nutzung 
bzw. unrichtige Angaben 3 Jahre Gefängnis oder eine 
entsprechende Geldstrafe (Art.  21 und 22 ZWG) vorge-
sehen.
	 Nebst den in Art. 16 ZWG vorgesehenen Meldepflich-
ten von Einwohnergemeinde und Grundbuchamt feh-
len aber griffige Kontrollmechanismen (bspw. des ARE 
oder der kantonalen Vollzugsbehörde), welche Voraus-
setzung für das Ergreifen der behördlichen Massnah-
men bei unrechtmässiger Nutzung bzw. für die Bestra-
fung der fehlbaren Nutzer bilden würden. Inwiefern 
dieses Manko im Sinne der Initiative befriedigend und 
schweizweit einheitlich kompensiert wird, obliegt den 
eingesetzten kantonalen Vollzugsbehörden. 

IV.  FAZIT

Es kann festgestellt werden, dass die Zweitwohnungs-
gesetzgebung auch in Gemeinden mit einem Zweit-
wohnungsanteil von über 20% mitnichten zu einer fak-
tischen Verhinderung zukünftiger Bautätigkeit führt. 
Einerseits können altrechtliche Wohnungen im ge-
setzlichen Rahmen saniert, abgebrochen und wieder-
aufgebaut werden, ohne dass sich das negativ auf die 
Nutzungsmöglichkeiten als Zweitwohnung auswirkt. 

Andererseits ist der Bau von Erstwohnungen bzw. die-
sen gleichgestellten Wohnungen ohne weitere Ein-
schränkungen möglich. 
	 Nebst den evidenten Möglichkeiten für zukünftigen 
Wohnungsbau im Zusammenhang mit altrechtlichen 
Wohnungen und Erstwohnungen besteht Raum für in-
novative Beherbergungskonzepte. 
	 Zwar stellen die Instrumente von Art.  8 ZWG kein 
Mittel zur Strukturverbesserung der Hotellerie dar und 
es muss im Einzelfall geprüft werden, ob und inwiefern 
sich die angedachten Grundsätze lohnend und nach-
haltig umsetzen lassen (was der Gesetzgeber mit dem 
Erfordernis des Gutachtens impliziert). Für bestehende 
Beherbergungsbetriebe dürften daher (wenn über-
haupt) nur die Varianten der Umnutzung solcher Be-
triebe und der Bau und Verkauf von Zweitwohnungen 
praktische Relevanz erlangen. Neubauprojekte im Be-
reich der Hotellerie, Parahotellerie oder für qualifiziert 
touristisch bewirtschaftetes Wohnen hingegen profitie-
ren von der Möglichkeit, dass in gewissem Umfang eine 
Querfinanzierung durch Wohnungen ohne Nutzungs-
beschränkungen erfolgen kann. 
	 Die rechtlichen Hürden und damit das betriebswirt-
schaftliche Risiko für den Investor sind in allen Fäl-
len gestiegen. Dies ist nicht nur auf teilweise unklare 
rechtliche Kriterien (z.B. «hinreichendes Angebot, das 
typischerweise von einer Mehrheit der Gäste bean-
sprucht werden kann») zurückzuführen, welche durch 
die Bewilligungs- und Vollzugsbehörden mit einem 
praxisnahen und -tauglichen Inhalt zu füllen sind. Viel-
mehr stellt das gesamte Konzept der touristisch bewirt-
schafteten Zweitwohnungen ein Novum dar, indem es 
die vorherrschende Segmentierung in der touristischen 
Beherbergungswelt zwischen Eigentümer, Mieter und 
Gast erweitert resp. die unterschiedlichen Segmente 
miteinander verschmelzen lässt. Die seit Inkrafttre-
ten von Art.  75b BV durch die Bewilligungsbehörden 
geprüften Projekte und die den Autoren vorliegenden 
Entscheidungen24 lassen jedoch erkennen, dass die Be-
hörden bei Prüfung der Voraussetzungen für die qua-
lifiziert touristische Bewirtschaftung gewillt sind, den 
ihnen zugedachten Handlungsspielraum auszuschöpfen 
und auf lokale und regionale Begebenheiten Rücksicht zu 
nehmen.

23 – Alig (Fn. 9), 249. Diese Bestimmung wurde von den Kantonen unter-
schiedlich umgesetzt. Vgl. z.B. Art. 1 der Raumplanungsverordnung für den 
Kanton Graubünden (zuständig Departement für Volkswirtschaft und Sozia-
les) oder Art. 2 des Ausführungsdekrets zum Bundesgesetz über Zweitwoh-
nungen des Kantons Wallis (zuständig Staatsrat, handelnd durch das jewei-
lig zuständige Departement).

24 – Fünf erstinstanzliche Gesamtbauentscheide aus den Jahren 2013–2016 
aus dem Kanton Bern.
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Hybride Beherbergungsfor­
men – das Zweitwohnungs­
gesetz als Chance für eine 
nachhaltige Entwicklung der 
Beherbergungsformen in 
alpinen Tourismusregionen

Von Andreas Ruch

EINLEITUNG

Die alpinen Tourismusregionen der Schweiz stehen vor 
grossen Herausforderungen. Seit einigen Jahren bekla-
gen die Beherbergungsbetriebe der wichtigsten Tou-
rismusdestinationen rückläufige Übernachtungszah-
len.1 Vordergründig mag diese Entwicklung durch das 
schwierige wirtschaftliche Umfeld mit einem zu star-
ken Schweizer Franken, krisengeplagten Nachbarlän-
dern oder einem allgemeinen Trend weg von den tra-
ditionellen Skiferien begründet werden. Eine genauere 
Betrachtung zeigt jedoch, dass die alpinen Tourismus-
regionen mit tiefer greifenden strukturellen Problemen 
zu kämpfen haben. 
	 Kurzfristig hat der Bau von Zweitwohnungen als 
Quelle wirtschaftlicher Wertschöpfung durchaus posi-
tive Folgen mit sich gebracht: In der Baubranche wur-
den zahlreiche neue Stellen geschaffen, hohe Umsätze 
erzielt und dadurch die Steuereinnahmen der Gemein-

2 – Vgl. Wirtschaftsforum Graubünden 2006, 3–4.  3 – Vgl. Wirtschaftsfo-
rum Graubünden 2006, 35–36.  4 – Vgl. Wirtschaftsforum Graubünden 2006, 
35.  5 – Vgl. Plaz et al. 2013, 46.1 – BFS 2014.

Der Ertragswert von Hotelbetrieben in 
alpinen Tourismusregionen liegt oftmals 
markant unter den Anlagekosten. Jüngst 
sind Hotelprojekte meist nur dann ent
standen, wenn diese über den Verkauf von 
Zweitwohnungen querfinanziert werden 
konnten. Das Zweitwohnungsgesetz ist eine 
Chance, um nachhaltigere Finanzierungs-
modelle zu etablieren.

den erhöht. Der Finanzhaushalt der Tourismusgemein-
den hat zudem stark von den Erträgen durch Handän-
derungs- und Grundstückgewinnsteuern profitiert.2

	 Dem kurzfristigen Gewinn durch den Bau und Ver-
kauf von Zweitwohnungen stehen langfristige Folgen 
gegenüber, mit welchen die alpinen Tourismusdestina-
tionen zu kämpfen haben: Der Bau von Zweitwohnun-
gen birgt einen hohen Flächenverbrauch und teure In-
frastrukturinvestitionen für relativ wenig generierte 
Übernachtungen, da die Mehrheit der Zweiwohnungs-
besitzer nicht bereit ist, ihre Ferienwohnung während 
ihrer Abwesenheit zu vermieten. Neben der Zersiede-
lung der Landschaft führt dies in der Nebensaison zu 
verwaisten Ortschaften, was letztendlich dem Image 
der ganzen Destination schadet.3

	 Durch die Entwicklungen auf dem Zweitwohnungs-
markt sind allmählich auch die traditionellen Hotelbe-
triebe unter Druck geraten. Aufgrund der immensen 
Preissteigerungen auf dem Zweitwohnungsmarkt ha-
ben einige Hotelbetriebe mit einem Investitionsstau in 
jüngerer Vergangenheit ihren Betrieb aufgegeben und 
die Immobilien verkauft. Oftmals wurden diese Hotels 
gewinnmaximierend in Zweitwohnungen umgewan-
delt.4

	 Teilweise haben Hotelbetriebe auf ihren Bauland-
reserven Zweitwohnungen erstellt und mit dem Erlös 
aus dem Verkauf ihre notwendigen Investitionen in den 
Kernbetrieb querfinanziert. Diese Querfinanzierungs-
möglichkeit entwickelte sich zu einem weitverbreiteten 
Modell, wenn es darum ging, ein Hotelprojekt – ob Um- 
oder Neubau – zu realisieren.5

	 Das Bundesgesetz über Zweitwohnungen (ZWG) ver-
unmöglicht das Erstellen neuer Zweitwohnungen in den 
betroffenen Gebieten. Dadurch tritt ein externer Stör-
faktor in den Kreislauf ein, der die Wertschöpfungspo-
tenziale im Zusammenhang mit Zweitwohnungen stark 
einschränkt.
	 Auch das Erstellen von Zweitwohnungen im Zusam-
menhang mit der Querfinanzierung von Hotelprojekten 
ist vom ZWG betroffen. 
	 Gemäss Artikel 8 ist es Beherbergungsbetrieben 
weiterhin erlaubt, neue Zweitwohnungen ohne Nut-
zungsbeschränkung zu erstellen, dies jedoch nur in 
beschränktem Ausmass und geknüpft an zahlreiche Be-
dingungen (Art. 8 Abs. 1a–e ZWG), deren Beurteilung in 
der Praxis heute noch ungewiss ist. 
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Eine Umnutzung von bestehenden Beherbergungsbe-
trieben zu Zweitwohnungen ohne Nutzungsbeschrän-
kung ist ebenfalls nur durch die Erfüllung verschiede-
ner Bedingungen möglich (Art. 8 Abs. 4a–d ZWG). 
	 Das Erstellen touristisch bewirtschafteter Wohnun-
gen ist weiterhin unbeschränkt möglich. Gemäss Art. 7 
ZWG gilt eine Wohnung als touristisch bewirtschaf-
tet, wenn sie dauerhaft zur ausschliesslich kurzzeitigen 
Nutzung durch Gäste zu markt- und ortsüblichen Be-
dingungen angeboten wird und sie:
a)	 im selben Haus liegt, in dem der Eigentümer oder die 

Eigentümerin seinen bzw. ihren Hauptwohnsitz hat 
(Einliegerwohnung); oder

b)	nicht auf die persönlichen Bedürfnisse des Eigentü-
mers oder der Eigentümerin zugeschnitten ist und im 
Rahmen eines strukturierten Beherbergungsbetriebs 
bewirtschaftet wird.

So dürfte das Zweitwohnungsgesetz zukünftig wohl 
dazu führen, dass vermehrt hybride Beherbergungsfor-
men entstehen, welche zwischen der klassischen Ho-
tellerie und der Zweitwohnung anzusiedeln sind oder 
eine Kombination der beiden darstellen. 
	 Eine Erstwohnung im Sinne des ZWG ist eine Woh-
nung, die von mindestens einer Person genutzt wird, 
die in der Gemeinde, in der die Wohnung liegt, nieder-

gelassen ist. Zweitwohnungen sind alle Wohnungen, die 
nicht der Definition einer Erstwohnung entsprechen.
	 Um den Begriff hybrider Beherbergungsformen gra-
fisch einzuordnen, bedarf es einer weiteren Untertei-
lung des Zweitwohnungsbegriffs. «Kalte» Zweitwoh-
nungen sind Wohnungen, die ausschliesslich durch 
deren Eigentümer genutzt werden und erfahrungsge-
mäss während eines Grossteils des Jahres ungenutzt, 
oder eben «kalt» bleiben. Privat bewirtschaftete Zweit-
wohnungen werden von den Eigentümern selbst, in der 
Regel im Bekanntenkreis, bewirtschaftet. Kommerziell 
bewirtschaftete Zweitwohnungen werden dauerhaft 
über einen öffentlichen Vertriebskanal bewirtschaftet. 
Die Bewirtschaftung einer Zweitwohnung im Zusam-
menhang mit einem Hotel ist interessant, weil einer-
seits ohnehin bestehende Vermarktungskanäle genutzt 
werden können und andererseits ein hotelähnlicher 
Service zu den Wohnungen angeboten werden kann. 

1.  HERAUSFORDERUNGEN IN DER ALPINEN 
FERIENHOTELLERIE

Es sind verschiedene Herausforderungen, die dazu bei-
tragen, dass Hotelprojekte aktuell oft nur durch eine 
Querfinanzierung oder eine Subventionierung reali-
siert werden können. Neben der immer kürzer werden-

ABBILDUNG 1: Übersicht und Abgrenzung der touristischen Beherbergungsformen.
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den durchschnittlichen Aufenthaltsdauer der Gäste und 
den im Vergleich zum Ausland sehr hohen Waren- und 
Lohnkosten liegt die wohl grösste Herausforderung in 
der ausgeprägten saisonalen Nachfrageschwankung.
	 Abbildung 2 zeigt den Jahresverlauf der Bruttoaus-
lastung in der Hotellerie von St. Moritz, Zermatt und 
Zürich für das Tourismusjahr 2012/2013:
	 Die zwei alpinen Tourismusgemeinden weisen einen 
ähnlichen Zyklus auf. Dieser wird geprägt durch einen 
Peak im Sommer (Juli/August) und einen Peak im Win-
ter (Januar/Februar/März). Zürich, als Beispiel für die 
städtische Hotellerie, weist eine sehr viel ausgegliche-
nere Bruttoauslastung im Jahresverlauf auf. Die kons-
tantere Auslastung der städtischen Hotellerie ist auf die 
kontinuierliche Nachfrage aus dem Geschäftstourismus 
zurückzuführen, welche über das ganze Jahr eine ge-
wisse Sockelauslastung garantiert und durch die Nach-
frage von Ferienreisenden ergänzt wird. 

2.  FINANZIERUNGSPROBLEMATIK DER ALPINEN 
FERIENHOTELLERIE

Eine Studie aus dem Jahr 2011 des Instituts für Touris-
mus und Freizeitforschung der HTW Chur6 hat anhand 

eines heterogenen Samples von sechs Hotelbetrieben 
im Oberengadin untersucht, ob die erwirtschafteten 
Erträge ausreichen, um sämtliche operativen Kosten so-
wie die Instandsetzungs- und Kapitalkosten zu tragen. 
Zum einen wurde untersucht, ob die Ertragssituation 
der Hotels ausreicht, damit diese langfristig überleben 
können. Zum anderen wurde berechnet, ob es aus wirt-
schaftlicher Hinsicht möglich wäre, das jeweilige Hotel 
auf der Basis des aktuellen Ertragswerts neu zu erstel-
len. Das Resultat zeigt, dass der laufende Investitions-
bedarf bei fünf der sechs Betriebe unter der Annahme 
vergleichbarer Ergebnisse in der Zukunft grundsätzlich 
aus den operativen Ergebnissen gedeckt werden kann. 
Das Resultat zeigt aber auch, dass die Anlagekosten den 
Ertragswert der Hotels teils massiv übersteigen, wenn 
die Betriebe neu erstellt werden müssten. «Mit ande-
ren Worten beruht die Existenz sämtlicher Betriebe des 
Samples auf dem Umstand, dass die Häuser von Eigen-
tümern getragen werden, die bereit sind, die Gewinne 
laufend zu reinvestieren […]. Müssten die Häuser durch 
gewinnorientierte Investoren neu realisiert werden, 
ginge die Rechnung nicht auf.»7 Dieses Phänomen tritt 
nicht nur im Oberengadin auf. Auch in anderen Touris-
musregionen des Schweizer Alpenraums liegt der Er-

7 – Deuber/Orsolini 2011, 22.6 – Deuber/Orsolini 2011.

ABBILDUNG 2: Jahresverlauf der Bruttoauslastung der Hotelbetten in St. Moritz, Zermatt und Zürich für das Tourismusjahr 2012/2013, BFS (2014).

Zermatt St. Moritz Zürich

Jahresverlauf Bruttoauslastung Hotelbetten

100%

90%

80%

70%

60%

50%

40%

30%

20%

10%

0%

Mai
Ju

ni
Ju

li

August

September

Oktober

November

Dezember

Januar

Febru
ar

März
April



Hybride Beherbergungsformen No 13 / November 201654

tragswert eines Hotels, auch bei optimistischen Annah-
men zu erzielbaren Erträgen und Auslastungen, meist 
deutlich unter dessen Anlagekosten.8

	 In Abbildung 3 wird die Herausforderung der Kapi-
talbeschaffung für die Umsetzung von Neu- oder Aus-
bauprojekten von alpinen Ferienhotels schematisch 
dargestellt. Dadurch, dass der Ertragswert nur 65–75 
Prozent der Anlagekosten erreicht, ist ein Teil des in-
vestierten Kapitals nach herkömmlichen Planannah-
men nicht rentabilisierbar. Selbstverständlich hängt die 
Höhe des nicht rentabilisierbaren Kapitalanteils von der 
detaillierten Ausgestaltung des jeweiligen Projekts ab.9

	 Wie einleitend erwähnt, sind die Gewinne aus dem 
Verkauf von Zweitwohnung ein willkommenes Mittel, 
um diese Finanzierungslücke zu schliessen. Dadurch, 
dass diese Möglichkeit mit dem ZWG eingeschränkt 
wird, bedarf es alternativer Finanzierungsmodelle. Mit 
den hybriden Beherbergungsformen wird im Folgenden 
eine mögliche Variante dargestellt.

3.  EIN ALLGEMEINER TREND ZU HYBRIDEN 
BEHERBERGUNGSFORMEN

Die Anforderungen an Beherbergungsformen haben 
sich seit den Anfängen des Tourismus im Laufe der 
Zeit gewandelt. Traditionell standen das Hotelzimmer 
und starre, vordefinierte Serviceleistungen im Vorder-
grund des Kundennutzen. Im Zuge der gesellschaftli-
chen Entwicklung zu einer Multioptionsgesellschaft hat 
eine Ausdifferenzierung der touristischen Bedürfnisse 
stattgefunden. Als Reaktion darauf sind in der Beher-
bergungsbranche seit den Siebzigerjahren drei Anpas-
sungstrends feststellbar.10 Diese werden in Abbildung 4 
dargestellt.

Infrastruktureigenschaften
Der grundlegende Treiber dieser dreidimensionalen 
Entwicklung ist das Bedürfnis nach einer Individua-
lisierung des Wohnens auch ausserhalb des Hauptdo-
mizils.11 Dieses Bedürfnis nach einer individualisier-
ten Wohnform in den Ferien zeigt sich insbesondere 
in der grossen Nachfrage nach Zweitwohnungen. Spe

10 – Vgl. Biegger/Laesser 2008, 47.  11 – Vgl. Bieger/Laesser 2008, 47.8 – Vgl. Plaz et al. 2013, 41.  9 – Vgl. Plaz et al. 2013, 41.

ABBILDUNG 3: Finanzierungslücke in der Hotellerie, in Anlehnung an Plaz et al. (2013), 42.
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ziell Familien mit Kindern sind an einer Ferienwohnung 
mit einem hohen Anteil an individualisiertem Raum als 
Spielfläche für ihre Kinder interessiert.12 Das klassische, 
kleinräumige Hotelzimmer vermag diesen Bedürf-
nissen nicht gerecht zu werden. Zudem ist es für eine 
mehrköpfige Familie in der Regel günstiger, eine Woh-
nung zu mieten, als mehrere Hotelzimmer zu bezah-
len. Die ändernden infrastrukturellen Anforderungen 
können am besten in eher grossräumigen Einheiten mit 
mehr oder weniger ausgeprägtem Wohnungscharakter 
erfüllt werden.13

Serviceleistungen
Die sich ändernden Infrastruktureigenschaften und die 
differenzierten Raumbedürfnisse bedingen zusehends 
massgeschneiderte Servicekonzepte mit unterschied-
lichen Service-Levels. Das Serviceangebot kann sehr 

vielfältig sein und reicht von der Reinigung über den 
Butler-Service, die Bestellung und Organisation von 
touristischen Leistungen, den Unterhalt von Sportge-
räten bis zum Auffüllen des Kühlschranks. Vom klassi-
schen Hotel mit einem starren Dienstleistungsangebot 
geht der Trend in Richtung flexibles und je nach Gäs-
tebedürfnis beanspruchtes Dienstleistungsangebot.14 
Diese Flexibilisierung der Serviceleistungen kann im 
Extremfall dazu führen, dass eine Wohneinheit je nach 
Typ Gast einmal mit einem täglichen hotelmässigen 
Vollservice und ein andermal nur mit einer Schlussrei-
nigung, ähnlich wie bei einer Ferienwohnung, versorgt 
wird. Während der Gast im traditionellen Hotel in der 
Regel einen Pauschalpreis für das Zimmer und den Ser-
vice bezahlt, bezahlt der Gast bei flexiblen Service-Mo-
dellen – nach dem Prinzip «Warenkorb» – nur die tat-
sächlich beanspruchten Dienstleistungen.

14 – Vgl. Bieger/Laesser 2008, 47.12 – Vgl. Bieger 2009, 10–11.  13 – Vgl. Bieger/Laesser 2008, 47.

ABBILDUNG 4: Dreidimensionalität der Entwicklung der Anforderungen an touristische Beherbergungsformen, in Anlehnung an  
Bieger/Laesser (2008), 47.
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Eigentums- und Nutzungsmodell
Die hohen Investitionskosten für Beherbergungspro-
jekte bedingen zusehends eine Trennung des Eigen-
tums an der Immobilie und deren Betrieb. Der Investor 
orientiert sich an der Rendite und der Wertentwicklung 
der Immobilie, während der Betreiber auf den operati-
ven Profit fokussiert. Dies führt, gepaart mit den sich 
ändernden Infrastrukturausprägungen, zu einem Trend 
zur Finanzierung vom Hotelprojekten über den Verkauf 
von Wohnungen oder Wohnungsanteilen.15

Geschäfts- und Finanzierungsmodelle hybrider 
Beherbergungsformen
Der Wandel der klassischen Beherbergungsformen hat 
zu verschiedenen Ausprägungen von bewirtschafte-
ten Wohnungen in Kombination mit einem klassischen 
Hotelbetrieb geführt. Der Grundgedanke liegt in einer 
flexiblen Kombination der vorteilhaften Eigenschaf-
ten von Hotels und Ferienwohnungen. Bei Hotels liegt 
der Vorteil im hohen Grad an Serviceleistungen, in ei-
ner Rezeption, Verpflegungsmöglichkeiten in einem 
oder mehreren Restaurants, im aktiven Verkauf der 
Betten und im Anteil an öffentlichen Gemeinschafts-
räumen. Der Vorteil der Ferienwohnung liegt nebst den 
meist grösseren Räumlichkeiten mit vollständiger Sa-
nitär- und Kochinfrastruktur in ihrer Individualität 
und der hohen Privatsphäre.16 Je nach Anzahl der Woh-
nungen und je nach Relevanz des Hotelbetriebs (Ser-
vicedienstleister) variieren die Geschäftsmodelle von 
ein paar wenigen servicierten Appartements bis hin zu 
grossen Ressortanlagen oder Ferienparks. Beherber-
gungsprojekte wurden in alpinen Tourismusdestina
tionen traditionell vom Eigentümer gemeinsam mit der 
Hausbank finanziert.17 In jüngerer Vergangenheit sind 
in der Hotellerie aufgrund einer limitierten Kapitalver-
fügbarkeit vermehrt innovative Geschäfts- und Finan-
zierungsmodelle abseits des klassischen Bankkredits 
anzutreffen. Meist handelt es sich dabei um sogenannte 
Shared-Ownership-Modelle. Solche Modelle sehen die 
Errichtung von Beherbergungsprojekten mit gleichzei-
tigem Verkauf der Wohneinheiten an meist private In-
vestoren vor, wobei diese einem Vermietungszwang 
unterliegen und zentral bewirtschaftet und vermark-
tet werden.18

	 In der Schweiz hat vor allem das Buy-To-Use-and-
Let-Modell die Aufmerksamkeit von Immobilienent-
wicklern und Hotelmanagementgesellschaften auf sich 
gezogen.19 
	 Beim BTUL-Modell werden die einzelnen Wohnein-
heiten mit einer Vermietungsauflage verkauft. Der Käu-
fer wird Eigentümer der Wohnung und erwirbt sich das 
Recht, seine Wohnung während einer vertraglich defi-
nierten Anzahl Wochen, bspw. während je drei Wochen 
in der Sommer- und Wintersaison, selbst zu nutzen. 
Die übrige Zeit müssen die Wohnungen dem Betreiber 
zur kommerziellen Bewirtschaftung überlassen wer-
den. Die durch die Bewirtschaftung der Wohnungen ge-
nerierten Erträge werden nach Abzug einer Vermark-
tungsgebühr zuhanden des Betreibers anteilsmässig an 
die Wohnungseigentümer ausgeschüttet. Durch den 
Vorabverkauf der Wohnungen eignet sich das BTUL-
Modell zur Finanzierung von Beherbergungsprojek-
ten und bietet eine nachhaltige Alternative zur Querfi-
nanzierung mittels Verkauf von Zweitwohnungen ohne 
Nutzungsbeschränkung.

4.  AUFFÄLLIGE PARALLELE ZUR LEX KOLLER

Ein Vergleich der Lex Koller und des Entwurfes zum 
Zweitwohnungsgesetz zeigt interessante Gemeinsam-
keiten auf. Wie seit den 1960er-Jahren mit der Ein-
führung der Erlasse bis hin zur Lex Koller die Über-
fremdung des einheimischen Bodens durch Ausländer 
bekämpft wird, so wird aktuell mit dem Zweitwoh-
nungsgesetz zusätzlich die Überfremdung des «al-
pin-touristischen» Bodens durch inländische Perso-
nen bekämpft. Gemeinsam ist den Gesetzen auch, dass 
in beiden Fällen Ausnahmen gemacht werden, wenn es 
sich um bewirtschaftete Wohneinheiten handelt, wel-
che im Zusammenhang mit einem strukturierten Be-
herbergungsbetrieb stehen. 
	 Als Folge des Verbots des Verkaufs von Wohneigen-
tum an Ausländer entstand in den 1970er- und 1980er-
Jahren der Hoteltypus des Apparthotels als erste in der 
Schweiz weitverbreitete hybride Beherbergungsform.20

	 Das Apparthotel eröffnete damals einen Weg, un-
ter bestimmten Voraussetzungen  – im Zentrum steht 
die hotelmässige Bewirtschaftung  – auf legale Weise 
Wohnraum an Ausländer zu verkaufen, und löste einen 

19 – Vgl. Boksberger/Kogler 2010, 89. 20 – Vgl. Deuber/Tromm 2012, 30.
15 – Vgl. Bieger/Laesser 2008, 48.  16 – Vgl. Bieger/Laesser 2008, 48–49.  17 – Vgl.  
Boksberger/Kogler 2010, 88.  18 – Vgl. Boksberger/Kogler 2010, 88.
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regelrechten Apparthotelboom aus.21 «Gerechtfertigt 
wurden diese Ausnahmen einerseits durch die davon 
erwartete Entwicklung des Tourismus in Berggebieten 
(Wirtschafts- und Regionalförderung) und andererseits 
durch die Möglichkeit, dadurch Mittel für die bauliche 
Erneuerung von Bestandeshotels zu generieren.»22

	 Bei einem Apparthotel befinden sich die zentralen 
Hotelinfrastrukturen im Stockwerkeigentum aller Be-
teiligten und die Appartements in separatem Eigentum 
einer Vielzahl an Personen. Die Wohnungen werden 
durch eine im Voraus festgelegte Miete an den Hotelbe-
treiber vermietet und dieser hat sie dauernd zu bewirt-
schaften. 
	 Angesichts der Parallelen zur heutigen Situation ha-
ben Deuber / Tromm (2012) das Schicksal der Appart-
hotels im Kanton Graubünden untersucht. Im Zent-
rum steht die Frage, wie sich das Apparthotelsystem bis 
heute bewährt hat. Die wichtigsten Erkenntnisse dieser 
Studie werden nachfolgend dargestellt.
	 Alleine im Kanton Graubünden wurden in den Jah-
ren 1974–1986 54 Apparthotels bewilligt, die ein Total 
von ungefähr 2600 hotelmässig bewirtschafteten Woh-
nungen umfassten. Von diesen 54 Apparthotels existie-
ren heute nur noch 14 in ihrer ursprünglichen Form, die 
anderen 40 Apparthotels sind widerrufen worden oder 
befanden sich in einem Widerrufungsverfahren. Wider-
ruf bedeutet, dass durch amtliche Verfügung einerseits 
die betroffenen Wohnungen aus der Pflicht zur Rück-
vermietung an den Hotelbetrieb und andererseits das 
Hotelbetriebsgrundstück aus der Pflicht zur Erbringung 
hotelmässiger Leistungen entlassen werden. Von den 
ursprünglich 2600 Wohnungen in Graubünden befan-
den sich zum Zeitpunkt der Studie bloss noch 677 unter 
Bewirtschaftungsstatus, die übrigen 1923 Wohnungen 
sind durch behördliche Verfügung und mit Grundbuch-
wirkung von der Vermietungspflicht befreit worden. Es 
ist schwierig zu belegen, aber sehr wahrscheinlich, dass 
diese Wohnungen heute von Ausländern als klassische 
Zweitwohnungen genutzt werden. Anhand der Tatsa-
che, dass heute nur noch wenige Apparthotelwohnun-
gen hotelmässig bewirtschaftet sind, muss die Frage, ob 
sich das Apparthotel der 1970er- und 1980er-Jahre be-
währt hat, verneint werden. 
	 Die Hauptgründe für die Probleme mit bewirtschaf-
teten Hotelwohnungen können in zwei Kategorien un-
terteilt werden:23

Direkte wirtschaftliche Gründe:
•	 Das Hotel kann die [den Wohnungseigentümern; 

Anm. d. Verf.] vertraglich zugesicherten Mieten 
nicht bezahlen.

•	 Die Wohnungseigentümer erreichen nicht die er-
warteten Renditen.

•	 Der Betrieb des Hotels ist nicht mehr gewährleistet, 
in aller Regel infolge Konkurses der Betreibergesell-
schaft, weshalb die Bewirtschaftung nicht mehr er-
folgt.

Indirekte wirtschaftliche Gründe:
•	 Die Eigentümer oder deren Rechtsnachfolger (zum 

Beispiel Erben) weigern sich, ihre Wohnungen [dem 
Hotelbetrieb; Anm. d. Verf.] zur Vermietung zur Ver-
fügung zu stellen.

•	 Die Wohnungen sind infolge ungenügender Instand-
haltung faktisch nicht mehr vermietbar.

5.  SCHLUSSFAZIT UND AUSBLICK

Die Querfinanzierung über den Verkauf von Zweit-
wohnungen war in der Vergangenheit oftmals der ein-
zige Weg, um Hotelprojekte zu finanzieren. Durch das 
Zweitwohnungsgesetz wird diese Möglichkeit infrage 
gestellt oder zumindest eingeschränkt. Diese Tatsache 
kann und soll als Chance genutzt werden, um nachhal-
tigere Modelle für die Finanzierung von Hotelprojekten 
zu etablieren.
	 Über ein Buy-To-Use-and-Let-Modell können im 
Zusammenhang mit einem strukturierten Beherber-
gungsbetrieb weiterhin Zweitwohnungen, wenn auch 
mit Nutzungsbeschränkung, erstellt und verkauft wer-
den. Das Potenzial liegt darin, dass einerseits eine auto-
nome Art der Finanzierung eines Beherbergungsprojekts 
gewährleistet ist und andererseits die Bettenauslastung 
der verkauften Wohneinheiten durch den Vermietungs-
zwang optimiert wird. Gleichzeitig kann man den ver-
änderten Raum- und Dienstleistungsansprüchen ge-
recht werden.
	 Die Risiken liegen einerseits in der Verkäuflichkeit 
von zwangsbewirtschafteten Wohnungen und anderer-
seits in der Betriebsphase von Hotelbetrieben in Kom-
bination mit touristisch bewirtschafteten Wohnun-
gen. Weil wenig Erfahrungswerte für Verkaufspreise 
von zwangsbewirtschafteten Wohnungen bestehen, ist 
es bei hybriden Beherbergungsprojekten dringend not-
wendig, sich über Vorverkäufe abzusichern, wenn die 
Projektfinanzierung vom Verkauf der Wohneinheiten 
abhängt. Um die Risiken während der Betriebsphase zu 
minimieren, müssen die rechtlichen Konditionen und 
Vertragsbeziehungen zwischen dem Hotelbetreiber und 

21 – Vgl. Deuber/Tromm 2012, 7.  22 – Deuber/Tromm 2012, 7. 23 – Gemäss 
Deuber/Tromm 2012, 23.
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den Wohnungseigentümern sorgfältig und frühzeitig 
geregelt werden. Dabei spielen realistische Renditeer-
wartungen der Wohnungseigentümer und eine klare 
und transparente Regelung der Instandhaltungs- und 
Instandsetzungskosten eine zentrale Rolle.
	 Mit den Erkenntnissen aus dem Scheitern der Ap-
parthotellerie aus den 1970er-Jahren besteht ein rei-
cher Erfahrungsschatz für hybride Beherbergungsfor-
men. Es bleibt zu hoffen, dass vierzig Jahre danach, bei 
einer verblüffend ähnlichen Ausgangslage, nicht wieder 
die gleichen Fehler begangen werden.
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